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Erste Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung für das Fach Biologie  
im Rahmen der Bachelorprüfung innerhalb des Zwei-Fach-Modells 

an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster  
(Rahmenordnung LABG 2009) 

vom 05. Oktober 2012 
vom 13. Januar 2014 

 

Aufgrund von § 1 Absatz 1 Satz 3 der Rahmenordnung für die Bachelorprüfung an der 
Westfälischen Wilhelms-Universität innerhalb des Zwei-Fach-Modells vom 06. Juni 2011 (AB Uni 
11/2011, S. 762 ff.), zuletzt geändert durch die Dritte Änderungsordnung vom 24. Juli 2013 (AB Uni 
23/2013, S. 1677 f.), hat die Westfälische Wilhelms-Universität folgende Ordnung erlassen: 

 

Artikel 1 

Die Prüfungsordnung für das Fach Biologie im Rahmen der Bachelorprüfungen innerhalb des 
Zwei-Fach-Modells an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster (Rahmenordnung LABG 
2009) vom 05. Oktober 2012 (AB Uni 31/2012, S. 2596 ff.) wird wie folgt geändert: 

 

1. § 4 Abs. 1 S.4 wird um folgenden Teilsatz ergänzt: 
 
„; in diesem Fall kann die zur Verfügung stehende Zeit von der in den 
Modulbeschreibungen angegebenen Zeit für schriftliche Prüfungen abweichen.“ 
 
§ 4 Abs. 1 erhält daher folgende neue Fassung: 

„(1) 1Jedem Modul sind nach Maßgabe der Modulbeschreibungen eine Prüfungsleistung 
und ggf. eine oder mehrere Studienleistungen zugeordnet. 2Die Teile der Prüfungsleistung 
können nach Maßgabe der Modulbeschreibungen über das Modul verteilt werden. 
3Prüfungsleistungen sind in der Regel schriftliche Prüfungen, Seminarvorträge, Versuchs- 
oder Exkursionsprotokolle, mündliche Prüfungen, die als Gruppenprüfung durchgeführt 
werden können, mündliche Präsentationen oder schriftliche Arbeiten. 4Die 
Prüfungsleistung kann ganz oder teilweise softwaregestützt durchgeführt werden; in 
diesem Fall kann die zur Verfügung stehende Zeit von der in den Modulbeschreibungen 
angegebenen Zeit für schriftliche Prüfungen abweichen. 5Die Art der Prüfungsleistung 
kann durch rechtzeitige und geeignete Ankündigung der Dozentin/des Dozenten zu 
Beginn der Veranstaltung/des Moduls durch eine andere geeignete Prüfungsart ersetzt 
werden.“ 
 
 

2. Die Modulbeschreibung für das Modul 7 „Zelluläre Biologie“ erhält folgende neue 
Fassung: 
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Modultitel deutsch:  Zelluläre Biologie 

Modultitel englisch: Cell Biology 

Studiengang: Zwei-Fach-Bachelor (nach Rahmenordnung LABG 2009) 

Teilstudiengang: Biologie 

 

1 Modulnummer:  7 Status:  [X]  Pflichtmodul  [ ]  Wahlpflichtmodul   
 

2 Turnus: 

[ ] jedes Sem. 

[ ] jedes WS 

[X] jedes SS 

Dauer: 
[X] 1 Sem. 

[ ] 2 Sem. 

Fachsem.: 

6 

LP: 

10 

Workload (h): 

300 

 

3 

Modulstruktur: 

Nr. Typ Lehrveranstaltung Status LP 
Präsenz 

(h + SWS) 
Selbst-

studium (h) 

1. V 
Zellbiologie und Physiologie der 
Pflanzen 

[X] P   [ ] WP 2,5 45h / 3 SWS 30h 

2. V 
Zellbiologie und Physiologie der 
Tiere 

[X] P   [ ] WP 2,5 45h / 3 SWS 30h 

3. P 
Zellbiologie und Physiologie der 
Pflanzen und Tiere 

[X] P   [ ] WP 5 75h / 6 SWS 75h 

 

4 Lehrinhalte: 
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Veranstaltung Nr. 1: 

Zelle (Membranen und Organellen, zellulärer Transport, Targeting, sekretorisches System, Cytoskelett, 
Zellwand) Energetik und Stoffwechsel (Photosynthese und Kohlenhydratstoffwechsel, Atmung, 
Stoffwechselregulation), Plastiden (Entwicklung und Differenzierung, Endosymbiontentheorie), 
Ferntransport und Source-Sink Beziehung; Wasser- und Mineralhaushalt, Gasaustausch, Physiologie von 
Wurzel und Blättern; Entwicklung und Bewegung (Signalaufnahme und -leitung, Wachstum, Steuerung der 
pflanzlichen Entwicklung durch Licht und Phytohormone, pflanzliche Bewegung, Embryonalentwicklung 
und Entwicklungsgenetik); sekundäre Pflanzenstoffe; Pflanzen und Stress (Antwort auf 
Pflanzenpathogene, Antwort auf abiotischen Stress) 

Veranstaltung Nr. 2: 

- Transport und Regulation als zentrale Funktionen der Homöostase; 
- Hormone: systemische, zelluläre und molekulare Aspekte; 
- Äußere Atmung (Gasaustauschprozesse, Gasaustauschorgane); 
- Gastransport im Blut; 
- die Rolle der Atmungsproteine; 
- Herz-Kreislauf-Systeme; 
- Epitheliale Transportprozesse: molekulare, zelluläre und systemische Aspekte; 
- Verdauung, Resorption und Regulation; 
- Grundzüge des Katabolismus; 
- Chemische Reaktionen und Enzymfunktion; 
- Stoffwechselkontrolle und Leistungsstoffwechsel 

Veranstaltung Nr. 3: 

- Chromatographie (Anionenaustausch); 
- Elektrophorese (SDS-PAGE); 
- Metabolismus (Anaerobiose, Metabolitbestimmung, Carcinus); 
- Muskelphysiologie (Fibrillenmodell); 
- Atmung (Wasser- und Luftatmer: Daphnia & Maus, Temperatureinfluss); 
- Photosynthese (isolierte Chloroplasten, Elektronentransport, Pigmenttrennung); 
- Enzyme (Enzymkinetik, Isoenzyme, Native PAGE); 
- Molekularbiologie I (Restriktion, Transformation); 
- Molekularbiologie II (DNA-Isolation, PCR); 
- Entwicklung und Bewegung (Phytohormone, pflanzliches Wachstum, Reizperzeption) 

  

  

5 

Erworbene Kompetenzen: 

Die Studierenden  

- erwerben auf der Basis aktueller Forschung exemplarisch Wissen über molekulargenetische, 
zellbiologische, physiologische und entwicklungsbiologische Aspekte der modernen 
Pflanzenbiologie; 

- können grundlegende biologische Zusammenhänge der Pflanzenbiologie sicher darstellen; 
- haben ein Verständnis methodischer und biotechnologischer Aspekte der Pflanzenbiologie 

erworben; 
- können die essentiellen Grundlagen der vegetativen Tierphysiologie, des Energiestoffwechsels 

(inklusive der Stoffwechselkontrolle) und der Sinnes- und Neurobiologie sicher darstellen;  
- integrieren die Erkenntnisse und Methoden unterschiedlicher Disziplinen wie der 

Molekulargenetik, der Zellbiologie, der Physiologie oder der Entwicklungsbiologie innerhalb einer 
Basis-Gesamtdarstellung der Funktionen der Tiere vom Molekül bis zum Organismus 

- erwerben Kenntnisse grundlegender molekulargenetischer, biochemischer, zellbiologischer und 
physiologischer Arbeitsmethoden sowie ihrer Anwendung auf komplexe biologische 
Fragestellungen;  

- beherrschen die Protokollierung der Laborarbeit sowie das Anfertigen wissenschaftlicher 
Ergebnisprotokolle. 

    

6 Beschreibung von Wahlmöglichkeiten innerhalb des Moduls: 
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keine 
   

7 
Leistungsüberprüfung: 

[X]  Modulabschlussprüfung (MAP)   [ ] Modulprüfung (MP)   [ ]  Modulteilprüfungen (MTP)   
  

8 

Prüfungsleistungen: 

Anzahl und Art; Anbindung an Lehrveranstaltung 
Dauer bzw.  
Umfang 

Notenpunkte 

Veranstaltungen Nr. 1 und Nr. 2: Klausur zu den Inhalten beider 
Vorlesungen; für Studierende, die mit unverzüglich bekannt 
gemachtem, triftigem Grund nicht teilnehmen konnten, kann die 
Prüferin/der Prüfer auch eine andere Prüfungsform wählen. 

I.d.R. 90 min. 

Max. 64 NP; 

Gewichtungs-
faktor: 1,56 

Veranstaltung Nr. 3: Antestate, Protokolle, Laborbuch; für 
Studierende, die mit unverzüglich bekannt gemachtem, triftigem 
Grund nicht teilnehmen konnten, kann die Prüferin/der Prüfer auch 
eine andere Prüfungsform wählen. 

Nach Maßgabe 
des Dozenten zu 
Beginn der 
Veranstaltung 

Antestate max. 
20 NP; 

Gewichtungs-
faktor: 1,51 

Protokolle max. 
44 NP; 

Gewichtungs-
faktor: 1,59 

 

Werden in den oben genannten Prüfungsleistungen nicht mindestens 100 Punkte erreicht, wird eine mündliche 
Modulabschlussprüfung abgenommen, die das gesamte Kompetenzprofil des Moduls überprüft. In dieser 
können maximal 200 Notenpunkte erreicht werden. Die in den modulbegleitenden Prüfungsleistungen erzielten 
Notenpunkte werden nicht gewertet. Diese Prüfungsleistung kann einmal wiederholt werden. Im 
Wiederholungsfall kann die Prüferin/der Prüfer auch eine andere Prüfungsform wählen. 

Gewichtungsfaktor: 1,00 
  

9 

Studienleistungen: 

Anzahl und Art; Anbindung an Lehrveranstaltung Dauer bzw. 
Umfang 

 keine 

 
  

10 

Voraussetzungen für die Vergabe von Leistungspunkten: 

Die Leistungspunkte für das Modul werden angerechnet, wenn das Modul insgesamt erfolgreich 
abgeschlossen wurde, d.h. mindestens 100 Notenpunkte erreicht und alle anwesenheitspflichtigen 
Veranstaltungen im Sinne der Regelungen zur Anwesenheitspflicht (siehe 13) besucht wurden. 

  

11 
Gewichtung der Modulnote für die Bildung der Bachelor-Fachnote: 

15% 
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12 

Modulbezogene Teilnahmevoraussetzungen: 

Erfolgreicher Abschluss des Grundlagenmoduls Naturwissenschaften und des Grundlagenmoduls 
Biologie.  

  

13 

Anwesenheit: 

Für die Lehrveranstaltung Nr. 3 besteht Anwesenheitspflicht. Diese ist nur dann erfüllt, wenn an 
mindestens 90% der Veranstaltungen teilgenommen wurde und für eventuelle Fehltermine unverzüglich 
triftige Gründe bekannt gemacht wurde (Begründung: Die praktischen Übungen können nicht im Rahmen 
eines Selbststudiums erworben werden). Vorbesprechungstermine sind anwesenheitspflichtiger Teil der 
Veranstaltung. 

  

14 
Verwendbarkeit in anderen Studiengängen:  

 
   

15 
Modulbeauftragte/r: Zuständiger Fachbereich: 

Prof. Dr. Paul Biologie 
   

16 
Sonstiges: 
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Artikel 2 

(1) Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen 
Bekanntmachungen der Westfälischen Wilhelms-Universität (AB Uni) in Kraft. 

 
(2) 1Diese Ordnung findet Anwendung für alle Studierenden, die seit dem Wintersemester 

2013/14 im Fach Biologie im Bachelorstudiengang innerhalb des Zwei-Fach-Modells 
(nach Rahmenordnung LABG 2009) an der Westfälischen Wilhelms-Universität 
immatrikuliert sind. 2Diese Ordnung findet ebenso Anwendung für alle Studierenden, die 
seit dem Wintersemester 2011/2012 immatrikuliert sind; in Bezug auf das durch diese 
Ordnung geänderte Modul jedoch nur, soweit sie dieses noch nicht abgeschlossen 
haben. 
 

 

 

 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fachbereichsrats des Fachbereichs Biologie der 
Westfälischen Wilhelms-Universität Münster vom 18. Dezember 2013. 

Münster, den 13. Januar 2014     Die Rektorin 

 
        Prof. Dr. Ursula Nelles 
 

Die vorstehende Ordnung wird gemäß der Ordnung der Westfälischen Wilhelms-Universität über 
die Verkündung von Ordnungen, die Veröffentlichung von Beschlüssen sowie 
Bekanntmachungen von Satzungen vom 08. Februar 1991 (AB Uni 01/1991), zuletzt geändert am 
23.12.1998 (AB Uni 04/1998), hiermit verkündet. 

Münster, den 13. Januar 2014     Die Rektorin 

 
        Prof. Dr. Ursula Nelles 
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Erste Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung für das Fach Biologie  
im Rahmen der Bachelorprüfung innerhalb des Studiums für das  

Lehramt an Haupt-,Real- und Gesamtschulen 
an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster  

(Rahmenordnung LABG 2009)  
vom 05. Oktober 2012 
vom 13. Januar 2014 

 

Aufgrund von § 1 Absatz 1 Satz 3 der Rahmenordnung für die Bachelorprüfung an der 
Westfälischen Wilhelms-Universität innerhalb des Studiums für das Lehramt an Haupt-, Real- und 
Gesamtschulen vom 06. Juni 2011 (AB Uni 11/2011, S. 791 ff.), zuletzt geändert durch die Dritte 
Änderungsordnung vom 24. Juli 2013 (AB Uni 23/2013, S. 1681 f.), hat die Westfälische Wilhelms-
Universität folgende Ordnung erlassen: 

 

Artikel 1 

Die Prüfungsordnung für das Fach Biologie im Rahmen der Bachelorprüfungen innerhalb des 
Studiums für das Lehramt Haupt-, Real- und Gesamtschulen an der Westfälischen Wilhelms-
Universität Münster (Rahmenordnung LABG 2009) vom 05. Oktober 2012 (AB Uni 31/2012, S. 
2630 ff.) wird wie folgt geändert: 

 

§ 4 Abs. 1 S.4 wird um folgenden Teilsatz ergänzt: 

 
„; in diesem Fall kann die zur Verfügung stehende Zeit von der in den 
Modulbeschreibungen angegebenen Zeit für schriftliche Prüfungen abweichen.“ 
 
§ 4 Abs. 1 erhält daher folgende neue Fassung: 

„(1) 1Jedem Modul sind nach Maßgabe der Modulbeschreibungen eine Prüfungsleistung 
und ggf. eine oder mehrere Studienleistungen zugeordnet. 2Die Teile der Prüfungsleistung 
können nach Maßgabe der Modulbeschreibungen über das Modul verteilt werden. 
3Prüfungsleistungen sind in der Regel schriftliche Prüfungen, Seminarvorträge, Versuchs- 
oder Exkursionsprotokolle, mündliche Prüfungen, die als Gruppenprüfung durchgeführt 
werden können, mündliche Präsentationen oder schriftliche Arbeiten. 4Die 
Prüfungsleistung kann ganz oder teilweise softwaregestützt durchgeführt werden; in 
diesem Fall kann die zur Verfügung stehende Zeit von der in den Modulbeschreibungen 
angegebenen Zeit für schriftliche Prüfungen abweichen. 5Die Art der Prüfungsleistung 
kann durch rechtzeitige und geeignete Ankündigung der Dozentin/des Dozenten zu 
Beginn der Veranstaltung/des Moduls durch eine andere geeignete Prüfungsart ersetzt 
werden.“ 
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Artikel 2 

(1) Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen 
Bekanntmachungen der Westfälischen Wilhelms-Universität (AB Uni) in Kraft. 

 
(2) 1Diese Ordnung findet Anwendung für alle Studierenden, die seit dem Wintersemester 

2013/14 im Fach Biologie im Bachelorstudiengang innerhalb des Studiums für das 
Lehramt an Haupt-, Real- und Gesamtschulen an der Westfälischen Wilhelms-Universität 
immatrikuliert sind. 2Diese Ordnung findet ebenso Anwendung für alle Studierenden, die 
seit dem Wintersemester 2011/2012 immatrikuliert sind. 
 

 

 

 

 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fachbereichsrats des Fachbereichs Biologie der 
Westfälischen Wilhelms-Universität Münster vom 18. Dezember 2013. 

Münster, den 13. Januar 2014     Die Rektorin 

 
        Prof. Dr. Ursula Nelles 
 

Die vorstehende Ordnung wird gemäß der Ordnung der Westfälischen Wilhelms-Universität über 
die Verkündung von Ordnungen, die Veröffentlichung von Beschlüssen sowie 
Bekanntmachungen von Satzungen vom 08. Februar 1991 (AB Uni 01/1991), zuletzt geändert am 
23.12.1998 (AB Uni 04/1998), hiermit verkündet. 

Münster, den 13. Januar 2014     Die Rektorin 

 
        Prof. Dr. Ursula Nelles 
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Erste Ordnung zur Änderung der Prüfungsordnung für das Fach Biologie  
im Rahmen der Bachelorprüfung innerhalb des Studiums für das  

Lehramt an Berufskollegs  
an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster  

und an der Fachhochschule Münster mit einem Unterrichtsfach  
und einer beruflichen Fachrichtung  

(Rahmenordnung LABG 2009)  
vom 05. Oktober 2012 
vom 13. Januar 2014 

 

Aufgrund von § 1 Absatz 1 Satz 3 der Rahmenordnung für die Bachelorprüfung an der 
Westfälischen Wilhelms-Universität und der Fachhochschule Münster innerhalb des Studiums für 
das Lehramt an Berufskollegs mit einem Unterrichtsfach und einer beruflichen Fachrichtung vom 
07. September 2011 (AB Uni 28/2011, S. 2100 ff.), zuletzt geändert durch die Erste 
Änderungsordnung vom 14. November 2013 (AB Uni 41/2013, S. 3261 f.), hat die Westfälische 
Wilhelms-Universität folgende Ordnung erlassen: 

 

Artikel 1 

Die Prüfungsordnung für das Fach Biologie im Rahmen der Bachelorprüfungen innerhalb des 
Studiums für das Lehramt an Berufskollegs an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster 
und an der Fachhochschule Münster mit einem Unterrichtsfach und einer beruflichen 
Fachrichtung (Rahmenordnung LABG 2009) vom 05. Oktober 2012 (AB Uni 32/2012, S. 2672 ff.) 
wird wie folgt geändert: 

 

1. § 4 Abs. 1 S.4 wird um folgenden Teilsatz ergänzt: 
 
„; in diesem Fall kann die zur Verfügung stehende Zeit von der in den 
Modulbeschreibungen angegebenen Zeit für schriftliche Prüfungen abweichen.“ 
 
§ 4 Abs. 1 erhält daher folgende neue Fassung: 

„(1) 1Jedem Modul sind nach Maßgabe der Modulbeschreibungen eine Prüfungsleistung 
und ggf. eine oder mehrere Studienleistungen zugeordnet. 2Die Teile der Prüfungsleistung 
können nach Maßgabe der Modulbeschreibungen über das Modul verteilt werden. 
3Prüfungsleistungen sind in der Regel schriftliche Prüfungen, Seminarvorträge, Versuchs- 
oder Exkursionsprotokolle, mündliche Prüfungen, die als Gruppenprüfung durchgeführt 
werden können, mündliche Präsentationen oder schriftliche Arbeiten. 4Die 
Prüfungsleistung kann ganz oder teilweise softwaregestützt durchgeführt werden; in 
diesem Fall kann die zur Verfügung stehende Zeit von der in den Modulbeschreibungen 
angegebenen Zeit für schriftliche Prüfungen abweichen. 5Die Art der Prüfungsleistung 
kann durch rechtzeitige und geeignete Ankündigung der Dozentin/des Dozenten zu 
Beginn der Veranstaltung/des Moduls durch eine andere geeignete Prüfungsart ersetzt 
werden.“ 
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2. Die Modulbeschreibung für das Modul 7 „Zelluläre Biologie“ erhält folgende neue 

Fassung: 
 

Modultitel deutsch:  Zelluläre Biologie 

Modultitel englisch: Cell Biology 

Studiengang: Bachelor für das Lehramt an Berufskollegs (nach Rahmenordnung LABG 2009) 

Teilstudiengang: Biologie 

 

1 Modulnummer:  7 Status:  [X]  Pflichtmodul  [ ]  Wahlpflichtmodul   
 

2 Turnus: 

[ ] jedes Sem. 

[ ] jedes WS 

[X] jedes SS 

Dauer: 
[X] 1 Sem. 

[ ] 2 Sem. 

Fachsem.: 

6 

LP: 

10 

Workload (h): 

300 

 

3 

Modulstruktur: 

Nr. Typ Lehrveranstaltung Status LP 
Präsenz 

(h + SWS) 
Selbst-

studium (h) 

1. V 
Zellbiologie und Physiologie der 
Pflanzen 

[X] P   [ ] WP 2,5 45h / 3 SWS 30h 

2. V 
Zellbiologie und Physiologie der 
Tiere 

[X] P   [ ] WP 2,5 45h / 3 SWS 30h 

3. P 
Zellbiologie und Physiologie der 
Pflanzen und Tiere 

[X] P   [ ] WP 5 75h / 6 SWS 75h 

 

4 Lehrinhalte: 
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Veranstaltung Nr. 1: 

Zelle (Membranen und Organellen, zellulärer Transport, Targeting, sekretorisches System, Cytoskelett, 
Zellwand) Energetik und Stoffwechsel (Photosynthese und Kohlenhydratstoffwechsel, Atmung, 
Stoffwechselregulation), Plastiden (Entwicklung und Differenzierung, Endosymbiontentheorie), 
Ferntransport und Source-Sink Beziehung; Wasser- und Mineralhaushalt, Gasaustausch, Physiologie von 
Wurzel und Blättern; Entwicklung und Bewegung (Signalaufnahme und -leitung, Wachstum, Steuerung der 
pflanzlichen Entwicklung durch Licht und Phytohormone, pflanzliche Bewegung, Embryonalentwicklung 
und Entwicklungsgenetik); sekundäre Pflanzenstoffe; Pflanzen und Stress (Antwort auf 
Pflanzenpathogene, Antwort auf abiotischen Stress) 

Veranstaltung Nr. 2: 

- Transport und Regulation als zentrale Funktionen der Homöostase; 
- Hormone: systemische, zelluläre und molekulare Aspekte; 
- Äußere Atmung (Gasaustauschprozesse, Gasaustauschorgane); 
- Gastransport im Blut; 
- die Rolle der Atmungsproteine; 
- Herz-Kreislauf-Systeme; 
- Epitheliale Transportprozesse: molekulare, zelluläre und systemische Aspekte; 
- Verdauung, Resorption und Regulation; 
- Grundzüge des Katabolismus; 
- Chemische Reaktionen und Enzymfunktion; 
- Stoffwechselkontrolle und Leistungsstoffwechsel 

Veranstaltung Nr. 3: 

- Chromatographie (Anionenaustausch); 
- Elektrophorese (SDS-PAGE); 
- Metabolismus (Anaerobiose, Metabolitbestimmung, Carcinus); 
- Muskelphysiologie (Fibrillenmodell); 
- Atmung (Wasser- und Luftatmer: Daphnia & Maus, Temperatureinfluss); 
- Photosynthese (isolierte Chloroplasten, Elektronentransport, Pigmenttrennung); 
- Enzyme (Enzymkinetik, Isoenzyme, Native PAGE); 
- Molekularbiologie I (Restriktion, Transformation); 
- Molekularbiologie II (DNA-Isolation, PCR); 
- Entwicklung und Bewegung (Phytohormone, pflanzliches Wachstum, Reizperzeption) 

  

  

5 

Erworbene Kompetenzen: 

Die Studierenden  

- erwerben auf der Basis aktueller Forschung exemplarisch Wissen über molekulargenetische, 
zellbiologische, physiologische und entwicklungsbiologische Aspekte der modernen 
Pflanzenbiologie; 

- können grundlegende biologische Zusammenhänge der Pflanzenbiologie sicher darstellen; 
- haben ein Verständnis methodischer und biotechnologischer Aspekte der Pflanzenbiologie 

erworben; 
- können die essentiellen Grundlagen der vegetativen Tierphysiologie, des Energiestoffwechsels 

(inklusive der Stoffwechselkontrolle) und der Sinnes- und Neurobiologie sicher darstellen;  
- integrieren die Erkenntnisse und Methoden unterschiedlicher Disziplinen wie der 

Molekulargenetik, der Zellbiologie, der Physiologie oder der Entwicklungsbiologie innerhalb einer 
Basis-Gesamtdarstellung der Funktionen der Tiere vom Molekül bis zum Organismus 

- erwerben Kenntnisse grundlegender molekulargenetischer, biochemischer, zellbiologischer und 
physiologischer Arbeitsmethoden sowie ihrer Anwendung auf komplexe biologische 
Fragestellungen;  

- beherrschen die Protokollierung der Laborarbeit sowie das Anfertigen wissenschaftlicher 
Ergebnisprotokolle. 

    

6 Beschreibung von Wahlmöglichkeiten innerhalb des Moduls: 
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keine 
   

7 
Leistungsüberprüfung: 

[X]  Modulabschlussprüfung (MAP)   [ ] Modulprüfung (MP)   [ ]  Modulteilprüfungen (MTP)   
  

8 

Prüfungsleistungen: 

Anzahl und Art; Anbindung an Lehrveranstaltung 
Dauer bzw.  
Umfang 

Notenpunkte 

Veranstaltungen Nr. 1 und Nr. 2: Klausur zu den Inhalten beider 
Vorlesungen; für Studierende, die mit unverzüglich bekannt 
gemachtem, triftigem Grund nicht teilnehmen konnten, kann die 
Prüferin/der Prüfer auch eine andere Prüfungsform wählen. 

I.d.R. 90 min. 

Max. 64 NP; 

Gewichtungs-
faktor: 1,56 

Veranstaltung Nr. 3: Antestate, Protokolle, Laborbuch; für 
Studierende, die mit unverzüglich bekannt gemachtem, triftigem 
Grund nicht teilnehmen konnten, kann die Prüferin/der Prüfer auch 
eine andere Prüfungsform wählen. 

Nach Maßgabe 
des Dozenten zu 
Beginn der 
Veranstaltung 

Antestate max. 
20 NP; 

Gewichtungs-
faktor: 1,51 

Protokolle max. 
44 NP; 

Gewichtungs-
faktor: 1,59 

 

Werden in den oben genannten Prüfungsleistungen nicht mindestens 100 Punkte erreicht, wird eine mündliche 
Modulabschlussprüfung abgenommen, die das gesamte Kompetenzprofil des Moduls überprüft. In dieser 
können maximal 200 Notenpunkte erreicht werden. Die in den modulbegleitenden Prüfungsleistungen erzielten 
Notenpunkte werden nicht gewertet. Diese Prüfungsleistung kann einmal wiederholt werden. Im 
Wiederholungsfall kann die Prüferin/der Prüfer auch eine andere Prüfungsform wählen. 

Gewichtungsfaktor: 1,00 
  

9 

Studienleistungen: 

Anzahl und Art; Anbindung an Lehrveranstaltung Dauer bzw. 
Umfang 

 keine 

 
  

10 

Voraussetzungen für die Vergabe von Leistungspunkten: 

Die Leistungspunkte für das Modul werden angerechnet, wenn das Modul insgesamt erfolgreich 
abgeschlossen wurde, d.h. mindestens 100 Notenpunkte erreicht und alle anwesenheitspflichtigen 
Veranstaltungen im Sinne der Regelungen zur Anwesenheitspflicht (siehe 13) besucht wurden. 

  

11 
Gewichtung der Modulnote für die Bildung der Bachelor-Fachnote: 

15% 
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12 

Modulbezogene Teilnahmevoraussetzungen: 

Erfolgreicher Abschluss des Grundlagenmoduls Naturwissenschaften und des Grundlagenmoduls 
Biologie.  

  

13 

Anwesenheit: 

Für die Lehrveranstaltung Nr. 3 besteht Anwesenheitspflicht. Diese ist nur dann erfüllt, wenn an 
mindestens 90% der Veranstaltungen teilgenommen wurde und für eventuelle Fehltermine unverzüglich 
triftige Gründe bekannt gemacht wurde (Begründung: Die praktischen Übungen können nicht im Rahmen 
eines Selbststudiums erworben werden). Vorbesprechungstermine sind anwesenheitspflichtiger Teil der 
Veranstaltung. 

  

14 
Verwendbarkeit in anderen Studiengängen:  

 
   

15 
Modulbeauftragte/r: Zuständiger Fachbereich: 

Prof. Dr. Paul Biologie 
   

16 
Sonstiges: 
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Artikel 2 

(1) Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen 
Bekanntmachungen der Westfälischen Wilhelms-Universität (AB Uni) in Kraft. 

 
(2) 1Diese Ordnung findet Anwendung für alle Studierenden, die seit dem Wintersemester 

2013/14 im Fach Biologie im Bachelorstudiengang innerhalb des Studiums für das 
Lehramt an Berufskollegs an der Westfälischen Wilhelms-Universität immatrikuliert sind. 
2Diese Ordnung findet ebenso Anwendung für alle Studierenden, die seit dem 
Wintersemester 2011/2012 immatrikuliert sind; in Bezug auf das mit dieser Ordnung 
geänderte Modul jedoch nur, soweit sie dieses noch nicht abgeschlossen haben. 
 

 

 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fachbereichsrats des Fachbereichs Biologie der 
Westfälischen Wilhelms-Universität Münster vom 18. Dezember 2013. 

Münster, den 13. Januar 2014     Die Rektorin 

 
        Prof. Dr. Ursula Nelles 
 

Die vorstehende Ordnung wird gemäß der Ordnung der Westfälischen Wilhelms-Universität über 
die Verkündung von Ordnungen, die Veröffentlichung von Beschlüssen sowie 
Bekanntmachungen von Satzungen vom 08. Februar 1991 (AB Uni 01/1991), zuletzt geändert am 
23.12.1998 (AB Uni 04/1998), hiermit verkündet. 

Münster, den 13. Januar 2014     Die Rektorin 

 
        Prof. Dr. Ursula Nelles 
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Fachbereichsordnung  
der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 

 der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster 
21. Januar 2014 

 
 
Aufgrund des Artikel 10 Abs. 1 Satz 1 der Verfassung der Westfälischen Wilhelms-Universität vom 21. 
Dezember 2007 beschließt die Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät der Westfälischen Wilhelms-
Universität die nachfolgende Fachbereichsordnung: 
 
 

§ 1  
Organe 

 
Organe der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät sind das Dekanat und der Fachbereichsrat. 
 
 

§ 2  
Dekanat 

 
(1) Das Dekanat besteht aus der Dekanin/dem Dekan als Vorsitzender/Vorsitzendem und drei 

Prodekaninnen/Prodekanen. 
 

(2) Eine Prodekanin/ein Prodekan ist mit den Aufgaben insbesondere im Bereich der 
Studienorganisation, der Studienplanung und der berufspraktischen Tätigkeiten zu betrauen 
(Studiendekanin/Studiendekan). 
 

(3) Die Dekanin/der Dekan und die Prodekanin/der Prodekan, die sie/ihn vertritt, müssen dem 
Kreis der Professorinnen/Professoren innerhalb der Gruppe der Hochschullehrerinnen 
/Hochschullehrer angehören. Eine Prodekanin/ein Prodekan kann einer anderen Gruppe als 
derjenigen der Hochschullehrerinnen/Hochschullehrer angehören. Während ihrer/seiner 
Amtszeit darf die Dekanin/der Dekan in Ausschüssen und Kommissionen des 
Fachbereichsrats – mit Ausnahme von Berufungskommissionen und vom 
Promotionsausschuss – nicht Vertreterin/Vertreter der Gruppe der 
Hochschullehrerinnen/Hochschullehrer sein; im Übrigen bleiben Ihre/seine Rechte als 
Professorin/Professor unberührt. 
 

(4) Sofern eine Dekanin/ein Dekan oder eine Prodekanin/ein Prodekan vorzeitig aus 
ihrem/seinem Amt ausscheidet, lebt ihr/sein Mandat als Vertreterin/Vertreter der Gruppe der 
Hochschullehrerinnen/Hochschullehrer /P im Fachbereichsrat wieder auf.  

 
 

§ 3  
ERCIS 

 
(1) Das „European Research Center for Information Systems“ ist eine wissenschaftliche 

Einrichtung der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät gemäß § 29 HG. Das „European 
Research Center for Information Systems“ führt die Kurzbezeichnung „ERCIS“. 
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(2) Organe des ERCIS sind: 
 
1. der Vorstand, 
2. die Geschäftsführende Direktorin/ der Geschäftsführende Direktor, 
3. das Direktorium, 
4. der Beirat. 
 

(3) Dem ERCIS Vorstand gehören an: Eine Professorin/ein Professor aus jeder wissenschaftlichen 
Einrichtung, die durch mindestens eine Professorin/einen Professor im ERCIS vertreten ist, 1 
Vertreterin/Vertreter der wissenschaftlichen und 1 Vertreterin/Vertreter der weiteren 
Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter sowie 1 Vertreterin/Vertreter der Gruppe der Studierenden. 
 

(4) Die Vertreterinnen/Vertreter jeder einzelnen Gruppe werden aus der Mitte der Mitglieder des 
ERCIS nach Gruppen getrennt gewählt. 
 

(5) Das Nähere regelt eine Verwaltungs-und Benutzungsordnung 
 
 

§ 4  
Inkrafttreten 

 
Die Fachbereichsordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen 
Bekanntmachungen der Westfälischen Wilhelms-Universität in Kraft. Zugleich tritt die vorgezogene 
Teil-Fachbereichsordnung der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät vom 7. November 2003 außer 
Kraft. 
 
 
 

 
Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät vom 11. Dezember 
2013. 
 
Münster, den 21. Januar 2014  Die Rektorin 

  
 Prof. Dr. Ursula Nelles 
 
 
Die vorstehende Ordnung wird gemäß der Ordnung der Westfälischen Wilhelms-Universität über die 
Verkündung von Ordnungen, die Veröffentlichung von Beschlüssen sowie Bekanntmachungen von 
Satzungen vom 08.02.1991 (AB Uni 91/1), zuletzt geändert am 23.12.1998 (AB Uni 99/4), hiermit 
verkündet. 
 
Münster, den 21. Januar 2014  Die Rektorin 

 
 Prof. Dr. Ursula Nelles 
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____________________________________________________ 
 

Z U G A N G S- U N D 

Z U L A S S U N G S O R D N U N G 

für den Masterstudiengang 

"Wirtschaftsrecht & Restrukturierung" “ 

an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster 

in der Fassung vom 20. Januar 2014 

 

 

Die Rechtswissenschaftliche Fakultät der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster hat auf der 

Grundlage von § 4 der Prüfungsordnung des Masterstudiengangs „Wirtschaftsrecht & Restruktu-

rierung“ nachfolgende Zugangs- und Zulassungsordnung erlassen. 

 

 

 

Inhalt: 

 

§ 1  Inhalt und Anwendungsbereich 

§ 2 Zulassungs- und Prüfungsausschuss 

§ 3  Zugangsvoraussetzungen 

§ 4  Anrechnung beruflicher Qualifikationsleistungen 

§ 5  Anmeldung und Fristen  

§ 6 Auswahlverfahren 

§ 7 Auswahlkriterien 

§ 8  Rangliste 

§ 9  Abschluss des Auswahlverfahrens 

§ 10 Inkrafttreten 
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§ 1 

Inhalt und Anwendungsbereich 

Diese Zugangs- und Zulassungsordnung regelt die Zugangsvoraussetzungen und die Auswahl der 

Bewerber/innen zum Masterstudiengang „Wirtschaftsrecht & Restrukturierung“ an der Westfäli-

schen Wilhelms-Universität Münster (WWU). 

 

 

§ 2 

Zulassungs- und Prüfungsausschuss 

Über das Vorliegen der Zugangsvoraussetzungen (§§ 3 bis 5) sowie die Auswahl (§§ 6 bis 9) der 

Bewerber/innen entscheidet der Zulassungs- und Prüfungsausschuss im Sinne des § 9 der Prü-

fungsordnung für den Masterstudiengang „Wirtschaftsrecht & Restrukturierung“. 

 

 

§ 3 

Zugangsvoraussetzungen 

(1) Zum Masterstudiengang „Wirtschaftsrecht & Restrukturierung“ kann zugelassen werden, 

wer einen rechts- oder wirtschaftswissenschaftlichen Studiengang an einer deutschen 

Hochschule mit einem Staatsexamen, einer Diplom-, Master- oder Bachelorprüfung erfolg-

reich abgeschlossen und im Rahmen dieses Studiengangs 240 ECTS-Punkte erworben hat, 

wobei bis zu 60 ECTS-Punkte unter den in § 4 angeführten Voraussetzungen aufgrund be-

ruflicher Qualifikationsleistungen angerechnet werden können. 

 

(2) 1Die Bewerber/innen müssen ihr Erststudium mindestens mit der Note „gut“ und mindes-

tens mit der ECTS-Note „B“ abgeschlossen haben bzw. zu den besten 35 % der Absolven-

tinnen/Absolventen (grading table) zählen. 2Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss kann 

Ausnahmen zulassen. 

 

(3) 1Den Hochschulabschlüssen gemäß Abs. 1 stehen vergleichbare Abschlüsse an einer aus-

ländischen Hochschule gleich. 2Bei der Feststellung der Vergleichbarkeit sind die von der 

Kultusministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz gebilligten 

Äquivalenzvereinbarungen zu beachten. 

 

(4) 1Bewerber/innen, die ihre Studienqualifikation im Sinne des Abs. 1 nicht an einer deutsch-

sprachigen Einrichtung erworben haben, müssen nachweisen, dass sie die deutsche Spra-

che in Wort und Schrift hinreichend beherrschen (§ 49 Abs. 13 HG NRW). 2Weitere Einzel-
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heiten regelt die Ordnung für die Deutsche Sprachprüfung für den Hochschulzugang aus-

ländischer Studienbewerber/innen an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster 

(DSH 2). 

 

(5) Die Voraussetzungen gemäß Abs. 1 bis 4 werden durch Vorlage der entsprechenden Zeug-

nisse nachgewiesen. 

 

 

§ 4 

Anrechnung beruflicher Qualifikationsleistungen 

(1) Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss kann für Qualifikationsleistungen, die von ei-

nem/einer Bewerber/in in seiner/ihrer vorangehenden beruflichen Praxis erbracht worden 

sind, bis zu 60 ECTS-Punkte auf die in § 3 Abs. 1 geforderten ECTS Punkte anrechnen. 

 

(2) Diese Qualifikationsleistungen müssen mit den Lernzielen des Studiengangs in Zusam-

menhang stehen und sind schriftlich nachzuweisen. 

 

(3) Als Qualifikationsleistungen anrechenbar sind insbesondere 

(a) theoretisches Fachwissen, nachgewiesen durch absolvierte Fort- und Weiterbildun-

gen im Bereich des Wirtschaftsrechts oder der Restrukturierung. Außerdem können 

akademische Leistungen, wie eine Promotion im rechts- oder wirtschaftswissen-

schaftlichen Bereich oder berufsbegleitend absolvierte Prüfungen (Steuerberater-

/Wirtschaftsprüferexamen) angerechnet werden. 

(b) praktisches Fachwissen, nachgewiesen durch einschlägige Tätigkeiten mit Bezug 

zum Studiengang. Die Einschlägigkeit der Tätigkeit ist insbesondere anzunehmen, 

wenn diese bei einem Fachanwalt für Handels- und Gesellschaftsrecht, einer wirt-

schaftsrechtlich geprägten Kanzlei, in der Rechtsabteilung eines Unternehmens, in 

einer Bank oder Beratungsgesellschaft ausgeübt wird. Absolvierte Praktika oder Be-

rufsausbildungen können zu teilen angerechnet werden, wenn sie inhaltlichen Bezug 

zum Studiengang aufweisen. 

(4) Die Anrechnungsvoraussetzungen sind in jedem Einzelfall individuell festzustellen; eine 

pauschale Anrechnung von Berufserfahrung findet nicht statt. 
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§ 5 

Anmeldung und Fristen 

(1) Die Anmeldung samt den erforderlichen Bewerbungsunterlagen muss bis zum 15. Juli des 

Jahres, in dem das Studium beginnt, bei der JurGrad gGmbH eingegangen sein. 

 

(2) Die Anmeldung hat auf dem von der JurGrad gGmbH vorgesehenen Formular zu erfolgen. 

 

(3) Der Anmeldung sind beizufügen: 

1. eine beglaubigte Abschrift des Hochschulabschlusses  

2. eine Darstellung des bisherigen Werdeganges  

3. Sprachnachweis im Falle des § 3 Abs. 4 

 

 

§ 6 

Auswahlverfahren 

(1) 1In jedem Studienjahr stehen 40 Studienplätze zur Verfügung. 2Das Auswahlverfahren wird 

eingeleitet, wenn die Anzahl der Bewerber/innen, die die Voraussetzungen nach § 3 erfül-

len, die Anzahl der zu vergebenden Studienplätze übersteigt. 

 

(2) Das Verfahren soll Aufschluss über die besondere Eignung, Befähigung und über fachliche 

Vorleistungen des Bewerbers/der Bewerberin geben. 

 

(3) Bewerber/innen, welche die Bewerbungsfrist versäumt oder die Bewerbung nicht mit den 

erforderlichen Unterlagen eingereicht haben, nehmen am Auswahlverfahren nicht teil. 

 

(4) Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss trifft unter den ordnungsgemäß eingegangen Be-

werbungen auf der Grundlage der eingereichten Unterlagen eine Auswahl anhand der in § 7 

genannten Auswahlkriterien und erstellt eine Rangliste gemäß § 8. 

 

 

§ 7 

Auswahlkriterien 

Bei der Erstellung einer Rangliste der Bewerber sind folgende Kriterien zu berücksichtigen: 
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1. Note des Universitäts- bzw. Fachhochschulabschlusses, eines dem Fachhochschulab-

schluss gleichgestellten oder eines bei einer staatlich anerkannten privaten Hochschule 

abgelegten Abschlusses; 

2. Dauer und studiengangbezogene Relevanz der nach dem Hochschulabschluss erworbe-

nen Berufserfahrung; 

3. folgende besondere Auswahlkriterien: 

• für Bewerber/innen ohne rechtswissenschaftliches Erststudium: juristische Vor-

kenntnisse und juristische Schwerpunktfächer im Rahmen der Ausbildung, 

• für Juristen/Juristinnen: ökonomische Vorkenntnisse und ökonomische Schwer-

punktfächer im Rahmen der Ausbildung, 

• Promotion oder andere Titel, Auszeichnungen oder sonstige hervorragende Leis-

tungen auf einem für den Studiengang einschlägigen Fachgebiet, 

• abgeschlossene Berufsausbildung in einem der studienrelevanten Fächer, 

• andere, mit dem Studiengang nicht in Zusammenhang stehende Berufserfahrun-

gen. 

 

 

§ 8 

Rangliste 

(1) Durch jedes Mitglied der Auswahlkommission werden für jeden/jede Bewerber/in für jedes 

der drei Kriterien nach § 7 dieser Ordnung Punkte von 1,0 bis 5,0 vergeben. 

 

(2) 1Aus der Summe der von den einzelnen Mitgliedern vergebenen Punkte wird pro Kriterium 

das arithmetische Mittel bis auf eine Dezimalstelle hinter dem Komma berechnet. 2Es wird 

nicht gerundet. 

 

(3) 1Die Punktzahl nach § 7 Nr. 1 wird mit dem Faktor 2 multipliziert. 2Sodann wird das Ergebnis 

mit der Punktzahl gemäß § 7 Nr. 2 und 3 addiert. 

 

(4) 1Auf der Grundlage der so ermittelten Punktzahl wird unter allen Bewerbern/Bewerberinnen 

eine Rangliste (von der höchsten bis zur niedrigsten Punktzahl) erstellt. 2Die Vergabe der 

Studienplätze erfolgt entsprechend der Rangliste. 3Bei Ranggleichheit entscheidet das Los. 
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§ 9 

Abschluss des Auswahlverfahrens 

1Das Auswahlverfahren wird durch einen vom Zulassungs- und Prüfungsausschuss erteilten Zu-

lassungsbescheid abgeschlossen. 2Bewerberinnen/Bewerber, die nicht zugelassen werden 

konnten, erhalten vom Zulassungs- und Prüfungsausschuss einen begründeten Ablehnungsbe-

scheid. 

 

 

§ 10 

Inkrafttreten 

Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 

der Westfälischen Wilhelms-Universität in Kraft. 

 
  
 
 
 
 

 
Ausgefertigt auf Grund des Beschlusses des Fachbereichsrats der Rechtswissenschaftlichen Fa-
kultät (Fachbereich 03) vom 03.12.2013. 
 
Münster, den 20.01.2014 Die Rektorin 

 
 Prof. Dr. Ursula Nelles 
 
 
 

 
Die vorstehende Ordnung wird gemäß der Ordnung der Westfälischen Wilhelms-Universität über 
die Verkündung von Ordnungen, die Veröffentlichung von Beschlüssen sowie Bekanntmachun-
gen von Satzungen vom 08.02.1991 (AB Uni 91/1), zuletzt geändert am 23.12.1998 (AB Uni 99/4), 
hiermit verkündet. 
 
Münster, den 20.01.2014 Die Rektorin 

 
 Prof. Dr. Ursula Nelles 
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P R Ü F U N G S O R D N U N G 

für den Masterstudiengang 

„Wirtschaftsrecht & Restrukturierung“ 

an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster 

in der Fassung vom 

20. Januar 2014 

 

Aufgrund des § 2 Abs. 4 und des § 64 des Hochschulgesetzes NRW (HG) in der Fassung des 

Hochschulfreiheitsgesetzes (HFG) vom 31. Oktober 2006 (GV. NRW. vom 16. November 2006, 

S. 474), zuletzt geändert aufgrund Art. 1 des Gesetzes vom 3. Dezember 2013 (GV. NRW. vom 

11. Dezember 2013, S. 723), hat die Westfälische Wilhelms-Universität Münster folgende Prü-

fungsordnung erlassen: 

 

Inhalt: 

 

§ 1  Inhalt und Anwendungsbereich 

1. Abschnitt: Allgemeines  

§ 2  Ziel des Studiengangs  

§ 3 Dauer und Aufbau des Studiengangs 

§ 4 Zulassungsvoraussetzungen 

§ 5 Anrechnung beruflicher Qualifikationsleistungen 

§ 6 Anrechnung von Studien- und Prüfungsleistungen 

§ 7 Hochschulgrad 

§ 8  Voraussetzungen für das Bestehen der Masterprüfung 

§ 9  Zulassungs- und Prüfungsausschuss 

§ 10  Executive Board 
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§ 11  Prüfungen 

2. Abschnitt: Prüfungen 

§ 12  Ziel, Umfang und Form der Modulprüfungen 

§ 13  Prüfer/innen 

§ 14 Bewertung von Prüfungsleistungen 

§ 15 Masterarbeit 

§ 16 Wiederholung von Prüfungsleistungen 

§ 17 Versäumnis, Täuschung, Rücktritt, Ordnungsverstoß 

§ 18 Gesamtnote 

§ 19 Ungültigkeit der Prüfung 

§ 20 Abschlusszeugnis, Urkunde und Diploma Supplement 

§ 21 Einsicht in die Prüfungsunterlagen 

 

 

§ 22  Aberkennung des akademischen Grades 

3. Abschnitt: Schlussbestimmungen 

§ 23 Inkrafttreten 

 

Anhang: Studienverlaufsplan 
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1. Abschnitt: Allgemeines 

§ 1 

Inhalt und Anwendungsbereich 

(1) Die Prüfungsordnung gilt für den konsekutiven Masterstudiengang „Wirtschaftsrecht & 

Restrukturierung“ an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster (WWU). 

 

(2) Die Prüfungsordnung regelt Inhalt, Aufbau und Prüfungen dieses Masterstudiengangs. 

 

 

§ 2 

Ziel des Studiengangs 

(1) 1Der Studiengang „Wirtschaftsrecht & Restrukturierung“ ist ein konsekutiver Masterstudi-

engang an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster. 2Er wird von der Rechtswissen-

schaftlichen Fakultät der Westfälischen Wilhelms-Universität angeboten. 

 

(2) 1Der Studiengang verfolgt das Ziel, Studierenden, die bereits einen ersten berufs-

qualifizierenden Abschluss an einer Hochschule erworben und ggf. Erfahrungen in einer 

beruflichen Tätigkeit gewonnen haben, vertiefte Kenntnisse auf dem Gebiet des Wirt-

schaftsrechts, der Unternehmensstrukturierung und -restrukturierung sowie des Insolvenz- 

und Steuerrechts zu vermitteln. 2Die Lehrveranstaltungen sollen wissenschaftlich und zu-

gleich praxisorientiert gestaltet werden. 3Dieses Veranstaltungsangebot soll die Absolven-

ten/innen für eine hoch qualifizierte Tätigkeit in einem beratenden Beruf sowohl auf wirt-

schafts- und steuerrechtlichem Gebiet befähigen. 4Geschult werden die Entwicklung des 

rechtsmethodischen und strategischen Denkvermögens und die dazu erforderlichen Um-

setzungsfähigkeiten. 5Zudem sollen die Teilnehmer/innen rechtliche, steuerrechtliche und 

ökonomische Kenntnisse erwerben, die für eine Beratertätigkeit und die Unternehmens-

strukturierung erforderlich sind. 6Behandelt werden darüber hinaus die entsprechenden 

Schnittstellen anderer Spezialgebiete sowie internationale Besonderheiten, welche für ei-

ne optimale Beratung und Strukturierung unerlässlich sind. 

 

 

§ 3 

Dauer und Aufbau des Studiengangs 

(1) 1Die Regelstudienzeit im Studiengang „Wirtschaftsrecht & Restrukturierung“ einschließlich 

der Zeiten für die Anfertigung der Masterarbeit sowie für die Ablegung der Prüfungen um-
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fasst vier Semester. 2Geht eine Teilnehmerin in Mutterschutzzeit oder beansprucht ein/e 

Teilnehmer/in Elternzeit, so werden alle in dieser Prüfungsordnung genannten Fristen und 

Termine um die für Mutterschutz und Elternzeit gesetzlich vorgesehene Dauer hinausge-

schoben. 

 

(2) Die Studiendauer soll insgesamt vier Jahre nicht überschreiten. 

 

(3) Der Studiengang beginnt jährlich zum Wintersemester. 

 

(4) 1Das Studium wird in Form von neunzehn Blockveranstaltungen durchgeführt, die insge-

samt 481 Unterrichtsstunden umfassen. 2Diese sind nach Maßgabe des Studienverlaufs-

plans zu acht Modulen zusammengefasst. 3Jedes Modul wird mit einer Prüfung gemäß §§ 

11 ff. dieser Prüfungsordnung abgeschlossen. 

 

(5) Die Arbeitsbelastung ist ausgelegt für Studierende, die das Studium berufsbegleitend ab-

solvieren. 

 

(6) 1Der Studienaufwand wird durch das European Credit Transfer and Accumulation System 

(ECTS) kontingentiert. 2Die Vergabe von ECTS-Punkten ist an den Nachweis von Leistungen 

geknüpft, der durch die Prüfungen und die Abschlussarbeit zu führen ist. 3Insgesamt errei-

chen die Studierenden im Rahmen des Studienprogramms 60 ECTS-Punkte. 

 

(7) 1Inhalt und Ablauf des Studiums ergeben sich aus dem Studienverlaufsplan, der dieser 

Prüfungsordnung als Empfehlung für einen sachgerechten Ablauf des Studiums beigefügt 

ist. 2Der Studienverlaufsplan stellt einen zeitlich und inhaltlich zweckmäßigen Aufbau des 

Studiums dar. 3Er ermöglicht ein ordnungsgemäßes Studium innerhalb der vorgesehenen 

Studienzeiten. 4Dazu macht er detaillierte Angaben über die Lehrveranstaltungen und über 

die zeitliche Organisation des Studiums. 5Der Studienverlaufsplan muss nicht zwingend 

eingehalten werden. 

 

(8) 1Alle Lehrveranstaltungen sind darauf ausgerichtet, dass die vermittelten Kenntnisse und 

Fähigkeiten durch das Selbststudium der Studierenden anhand der in den einzelnen 

Blockveranstaltungen bekannt gegebenen Literatur erweitert und vertieft werden. 2Neben 

den 481 Unterrichtsstunden erarbeiten die Studierenden auf der Grundlage von Lehrmate-

rialien selbst die weiteren Studieninhalte. 
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§ 4 

Zulassungsvoraussetzungen 

Der Zugang zum Studiengang richtet sich nach der Zugangs- und Zulassungsordnung für den 

konsekutiven Masterstudiengang "Wirtschaftsrecht & Restrukturierung" in der jeweiligen aktuel-

len Fassung. 

 

 

§ 5 

Anrechnung beruflicher Qualifikationsleistungen 

Die Anrechnung beruflicher Qualifikationsleistungen zum Studiengang richtet sich nach der Zu-

gangs- und Zulassungsordnung für den konsekutiven Masterstudiengang "Wirtschaftsrecht & 

Restrukturierung“ in der jeweiligen aktuellen Fassung. 

 

 

§ 6 

Anrechnung von Studien- und Prüfungsleistungen 

(1) 1Studienzeiten und in diesem Zusammenhang bestandene, nicht-bestandene oder er-

brachte Leistungen (Studien- und Prüfungsleistungen), die in dem gleichen Studiengang an 

anderen Hochschulen im Geltungsbereich des Grundgesetzes erbracht wurden, werden 

ohne Gleichwertigkeitsprüfung von Amts wegen angerechnet. 2Als Studienzeit ist jeder Be-

standteil eines Hochschulprogramms anzusehen, der beurteilt und für den ein Nachweis 

ausgestellt wurde und der, obwohl er allein kein vollständiges Studienprogramm darstellt, 

einen erheblichen Erwerb von Kenntnissen oder Fähigkeiten mit sich bringt. 

 

(2) 1Studienzeiten und in diesem Zusammenhang bestandene, nicht-bestandene oder er-

brachte Leistungen, die in anderen Studiengängen an der Westfälischen Wilhelms-

Universität oder an anderen Hochschulen erbracht wurden und nicht unter Absatz 1 fallen, 

werden von Amts wegen angerechnet, es sei denn, dass wesentliche Unterschiede festge-

stellt werden und die Studienzeiten und in diesem Zusammenhang bestandene, nicht-

bestandene oder erbrachte Leistungen nicht gleichwertig sind. 2Studienzeiten und in die-

sem Zusammenhang bestandene, nicht-bestandene oder erbrachte Leistungen sind 

gleichwertig, wenn sie in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen denjenigen des studier-

ten Studiengangs im Wesentlichen entsprechen. 3Dabei ist kein schematischer Vergleich, 

sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vorzunehmen. 4Für die Gleichwer-

tigkeit von Studien- und Prüfungsleistungen an ausländischen Hochschulen sind die von 

der Kultusministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz gebilligten 
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Äquivalenzvereinbarungen maßgebend. 5Im Übrigen kann bei Zweifeln an der Gleichwer-

tigkeit die Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen gehört werden. 

 

(3) Für die Anrechnung von Studien- und Prüfungsleistungen, die in staatlich anerkannten 

Fernstudien, in vom Land Nordrhein-Westfalen mit den anderen Ländern oder dem Bund 

entwickelten Fernstudieneinheiten, an staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsaka-

demien oder in einem weiterbildenden Studium gemäß § 62 HG erbracht worden sind, gel-

ten die Absätze 1 und 2 entsprechend. 

 

(4) 1Studierenden, die aufgrund einer Einstufungsprüfung berechtigt sind, das Studium in ei-

nem höheren Fachsemester aufzunehmen, werden die in der Einstufungsprüfung nachge-

wiesenen Kenntnisse und Fähigkeiten auf die Studien- und Prüfungsleistungen angerech-

net. 2Die Feststellungen im Zeugnis über die Einstufungsprüfung sind für den Zulassungs- 

und Prüfungsausschuss bindend. 

 

(5) Auf Antrag können sonstige Kenntnisse und Qualifikationen auf der Grundlage vorgelegter 

Unterlagen angerechnet werden. 

 

(6) 1Werden Leistungen auf Prüfungsleistungen angerechnet, sind ggfs. die Noten – soweit die 

Notensysteme vergleichbar sind – zu übernehmen und in die Berechnung der Gesamtnote 

einzubeziehen. 2Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden“ auf-

genommen. 3Die Anrechnung wird im Zeugnis gekennzeichnet. 4Führt die Anrechnung von 

Leistungen, die unter unvergleichbaren Notensystemen erbracht worden sind, dazu, dass 

eine Modulnote nicht gebildet werden kann, so wird dieses Modul nicht in die Berechnung 

der Gesamtnote mit einbezogen. 5Die oder der Studierende hat die für die Anrechnung er-

forderlichen Unterlagen vorzulegen. 6Prüfungsleistungen, die unter unvergleichbaren No-

tensystemen erbracht worden sind, können höchstens bis zu einem Anteil von 30 Prozent 

angerechnet werden. 

 

(7) 1Die für die Anrechnung erforderlichen Unterlagen sind von den Studierenden einzureichen. 
2Die Unterlagen müssen Aussagen zu den absolvierten Studienzeiten und in diesem Zu-

sammenhang bestandenen, nicht-bestandenen oder erbrachten Leistungen sowie den 

sonstigen Kenntnissen und Qualifikationen enthalten, die jeweils angerechnet werden sol-

len. 3Bei einer Anrechnung von Studienzeiten und Leistungen aus Studiengängen sind in 

der Regel die entsprechende Prüfungsordnung samt Modulbeschreibung sowie das indivi-

duelle Transcript of Records oder ein vergleichbares Dokument vorzulegen. 
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(8) 1Zuständig für die Anrechnungen ist der Zulassungs- und Prüfungsausschuss. 2Vor Feststel-

lungen über die Gleichwertigkeit sind die zuständigen Fachvertreterinnen/Fachvertreter zu 

hören. 

 

(9) 1Die Entscheidung über Anrechnungen ist der/dem Studierenden spätestens vier Wochen 

nach Stellung des Antrags und Einreichung aller erforderlichen Unterlagen mitzuteilen. 
2Eine Ablehnung ist zu begründen. 

 

 

§ 7 

Hochschulgrad 

Nach erfolgreicher Absolvierung des Studiengangs verleiht die Rechtswissenschaftliche Fakultät 

nach § 66 Abs. 1 HG NRW den staatlich anerkannten Hochschulgrad eines „Master of Laws“, ab-

gekürzt „LL.M.“. 

 

 

§ 8 

Voraussetzungen für das Bestehen der Masterprüfung 

1Die acht Klausuren, das Kurzgutachten und die Präsentationsprüfung müssen ebenso wie die 

Masterarbeit mindestens mit der Note „rite“ (4,0) bewertet worden sein. 2Darüber hinaus muss 

der/die Studierende an mindestens 361 der 481 Unterrichtsstunden (75 %) der in den Modulbe-

schreibungen aufgeführten Veranstaltungen teilgenommen haben. 

 

 

§ 9 

Zulassungs- und Prüfungsausschuss 

(1) 1Für die Organisation des Studiengangs und der Prüfungen sowie die durch diese Prü-

fungsordnung zugewiesenen Aufgaben bildet die Rechtswissenschaftliche Fakultät einen 

Zulassungs- und Prüfungsausschuss, der sich aus vier an der Westfälischen Wilhelms-

Universität Münster tätigen Hochschullehrerinnen/Hochschullehrern zusammensetzt. 
2Die/Der Vorsitzende des Executive Boards kann an den Sitzungen des Ausschusses bera-

tend teilnehmen. 

 

(2) 1Die Mitglieder des Zulassungs- und Prüfungsausschusses werden vom Fachbereichsrat 

der Rechtswissenschaftlichen Fakultät für die Dauer von drei Jahren gewählt. 2Wiederwahl 

ist zulässig. 3Der Ausschuss wählt seine/n Vorsitzende/n und den/die Stellvertreter/in. 
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(3) Dem Zulassungs- und Prüfungsausschuss obliegen die ihm in dieser Ordnung zugewiese-

nen Aufgaben. 

 

(4) Die Sitzungen des Zulassungs- und Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. 

 

(5) 1Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen der Prü-

fungsordnung eingehalten werden. 2Er ist insbesondere zuständig für die Entscheidung 

über eingelegte Widersprüche. 3Der Ausschuss kann die Erledigung seiner Aufgaben auf 

die/den Vorsitzende/n übertragen. 

 

(6) Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss ist eine Behörde im Sinne des Verwaltungsverfah-

rensgesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen. 

 

 

§ 10 

Executive Board 

(1) 1Das Executive Board ist ein Gremium mit beratender Funktion, das sich aus dem Akademi-

schen Leiter sowie weiteren Hochschullehrerinnen/Hochschullehrern und Prakti-

kern/Praktikerinnen zusammensetzt. 2Es besteht die Möglichkeit, einen Studierenden in 

das Executive Board mit aufzunehmen. 3Die Mitglieder des Executive Boards werden von 

dem/der akademischen Leiter/in des Studiengangs für die Dauer von drei Jahren ernannt. 
4Eine Verlängerung der Amtszeit ist möglich. 5Das Executive Board ist für die Errichtung des 

Studiengangs zuständig, überwacht dessen Qualität und passt die Studieninhalte an die 

aktuellen Entwicklungen und Bedürfnisse des Marktes an. 

 

(2) Insbesondere fallen folgende Punkte in die Zuständigkeit des Executive Boards:  

• die Akkreditierung des Studiengangs 

• die Pflege des Modulhandbuchs  

• die Prüfung der Inhalte des Studiengangs  

• die Beratung des akademischen Leiters bei der Auswahl der Dozenten/Dozentinnen 
des Studiengangs. 

 

(3) 1Das Executive Board wählt eine/n Vorsitzende/n. 2Es kann die Erledigung seiner Aufgaben 

auf die/den Vorsitzende/n übertragen. 
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2. Abschnitt: Prüfungen 

§ 11 

Prüfungen 

Die Prüfungen des Studiengangs gliedern sich, je nach Maßgabe der betreffenden Modulbe-

schreibung, in studienbegleitende Modulprüfungen (Klausuren, Präsentationsprüfung und Kurz-

gutachten) und eine das Studium abschließende Masterarbeit (Masterthesis). 

 

 

§ 12 

Ziel, Umfang und Form der Modulprüfungen 

(1) 1In den Blockveranstaltungen werden den Studierenden insgesamt zehn Prüfungen in Form 

von acht Klausuren, einem Kurzgutachten sowie einer Präsentationsprüfung gestellt. 2Jede 

der Klausuren hat einen Umfang von drei Zeitstunden. 3Für die Ausarbeitung des Kurzgut-

achtens stehen den Teilnehmerinnen/Teilnehmern zwei Wochen zur Verfügung. 4Die Vorbe-

reitung der Präsentationsprüfung erfolgt über einen Zeitraum von vier Zeitstunden in Grup-

penarbeit, für die anschließende Präsentation der Arbeit stehen jeder Gruppe max. 20 Mi-

nuten zur Verfügung. 5Inhalt der Prüfungen sind die in den Blockveranstaltungen behandel-

ten sowie die in Heimarbeit erarbeiteten Studieninhalte. 6Inhalt und Form der Prüfungen 

ergeben sich nach Maßgabe der Modulbeschreibungen. 

 

(2) 1Ziel der Module ist es, die erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten im wis-

senschaftlichen und praktischen Umgang mit der Vielfalt der möglichen Fälle auf dem Ge-

biet Wirtschaftsrecht & Restrukturierung zu vermitteln. 2Diese Kenntnisse, Fähigkeiten und 

Fertigkeiten sollen in der jeweiligen Modulabschlussprüfung überprüft werden. 3Es soll 

festgestellt werden, ob der/die Prüfungskandidat/in für die Berufspraxis die in den jeweili-

gen Tätigkeitsfeldern erforderlichen Sachkenntnisse nachweist, die Zusammenhänge der 

einzelnen Lernbereiche des Studiengebietes überblickt und die Fähigkeit besitzt, wissen-

schaftliche Methoden und praktische Erfahrungen zur Problemlösung selbstständig anzu-

wenden. 4In den schriftlichen Abschlussprüfungen soll der/die Prüfungskandidat/in zudem 

nachweisen, dass er/sie in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln Themeninhalte 

des vorangegangenen Moduls einschließlich der in Heimarbeit selbst erarbeiteten Studien-

inhalte beherrscht. 5Die Ausarbeitung des Kurzgutachtens soll die Studierenden auf die An-

fertigung der Masterarbeit vorbereiten. 6Durch die Präsentationsprüfung wird überprüft, ob 
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der/die Prüfungskandidat/in in der Lage ist, bekannte Inhalte verständlich und in ange-

messener Sprache sowie inhaltlich treffend darzustellen. 

 

(3) Macht ein/e Prüfungskandidat/in durch ärztliches Zeugnis glaubhaft, dass er/sie wegen 

länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage ist, die Prü-

fung ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, so hat der/die Vorsitzende 

des Zulassungs- und Prüfungsausschusses die Bearbeitungszeit zu verlängern oder dem 

Kandidaten/der Kandidatin zu gestatten, gleichwertige Prüfungsleistungen in einer ande-

ren Form zu erbringen. 

 

(4) Die Prüfungsanforderungen sind am Inhalt der Lehrveranstaltungen zu orientieren, die auf-

grund des Studienverlaufsplans für das betreffende Fach vorgesehen sind. 

 

 

§ 13 

Prüfer/innen 

(1) Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss bestellt die Prüfer/innen. 

 

(2) Die Prüfer/innen sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig. 

 

(3) 1Prüfer/innen sind Hochschullehrerinnen/Hochschullehrer und wissenschaftliche Mitarbei-

ter/innen, die im Regelfall im Studiengang mitgewirkt haben. 2Dozenten und Dozentinnen 

aus der Praxis können Prüfer/innen sein, wenn sie ein rechtswissenschaftliches oder wirt-

schaftswissenschaftliches Studium an einer Hochschule erfolgreich mit zumindest einem 

Staatsexamen, einer Diplom- oder einer Masterprüfung abgeschlossen haben. 

 

 

§ 14 

Bewertung von Prüfungsleistungen 

(1) Die einzelnen Prüfungsleistungen werden von nach § 13 dieser Prüfungsordnung zu bestel-

lenden Prüfern/Prüferinnen bewertet. 

 

(2) Für die Bewertung der Klausuren, des Kurzgutachtens und der Präsentationsprüfung sind 

folgende Noten zu verwenden: 

1,0 = summa cum laude = eine hervorragende Leistung 
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2,0 = magna cum laude = eine Leistung, die erheblich über den   

     durchschnittlichen Anforderungen liegt 

3,0 = cum laude  = eine Leistung, die durchschnittlichen 

Anforderungen entspricht 

4,0 = rite   = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch  

     den Anforderungen genügt 

5,0 = non rite  = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel  

     den Anforderungen nicht mehr genügt 

 

(3) Zur differenzierten Bewertung von Prüfungsleistungen im Sinne des Abs. 2 können durch 

Erhöhung oder Absenkung der einzelnen Noten um 0,3 Zwischenwerte gebildet werden; die 

Noten 4,3, 4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlossen. 

 

(4) Eine Prüfungsleistung ist bestanden, wenn sie von den Prüfern/Prüferinnen mit mindestens 

„rite“ (4,0) bewertet worden ist. 

 

(5) Mit dem Bestehen der Prüfung erwirbt der Prüfling die dem jeweiligen Modul zugeordneten 

ECTS-Punkte. 

 

 

§ 15 

Masterarbeit 

(1) Die schriftliche Masterarbeit soll zeigen, dass der/die Prüfungskandidat/in in der Lage ist, 

ein rechtswissenschaftliches Problem aus dem Bereich Wirtschaftsrecht & Restrukturierung 

in vorgegebener Zeit selbstständig zu bearbeiten. 

 

(2) 1Die Masterarbeit wird von zwei Prüfern/Prüferinnen bewertet. 2Einer/Eine der Prüfer/innen 

ist zugleich Betreuer/in der Masterarbeit. 

 

(3) 1Das Thema der Masterarbeit wird von dem/der Vorsitzenden des Zulassungs- und Prü-

fungsausschusses zugeteilt. 2Die Bearbeitungszeit beträgt vier Monate. 

 

(4) Hinsichtlich der Bewertung der Masterarbeit gilt § 14 Abs. 2 bis 5 der Prüfungsordnung ent-

sprechend mit der Maßgabe, dass bei einer Notendivergenz der Mittelwert gebildet wird. 

 

 

  

129



§ 16 

Wiederholung von Prüfungsleistungen 

(1) Prüfungen, die mindestens mit „rite“ (4,0) bzw. mit „bestanden“ bewertet worden sind, 

können nicht wiederholt werden. 

 

(2) 1Erstmals nicht bestandene Prüfungen (Klausuren, Kurzgutachten, Präsentationsprüfung 

und die Masterarbeit) können zweimal wiederholt werden. 2Im Falle einer nicht abgeleiste-

ten oder nicht bestandenen Präsentationsprüfung muss die Wiederholungsprüfung in 

schriftlicher Form (Klausur) erbracht werden. 3Wird eine Prüfungsleistung auch im zweiten 

Wiederholungsfall nicht mit mindestens „rite“ (4,0) bewertet, ist die Masterprüfung end-

gültig nicht bestanden. 

 

(3) Wiederholungsprüfungen, bei deren Nichtbestehen keine Wiederholungsmöglichkeit mehr 

besteht (endgültiges Nichtbestehen), müssen von zwei Prüfern/Prüferinnen im Sinne des 

§ 13 dieser Ordnung abgenommen werden (§ 65 Abs. 2 HG). 

 

 

§ 17 

Versäumnis, Täuschung, Rücktritt, Ordnungsverstoß 

(1) 1Eine Prüfungsleistung gilt als mit „non rite“ (5,0) bewertet, wenn der/die Prüfungs-

kandidat/in zu einem Prüfungstermin ohne triftigen Grund nicht erscheint oder nach Be-

ginn der Prüfung ohne triftigen Grund von ihr zurücktritt. 2Über die Anerkennung eines trif-

tigen Grundes entscheidet der Zulassungs- und Prüfungsausschuss. 3Dasselbe gilt, wenn 

eine schriftliche Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen Bearbeitungszeit erb-

racht wird. 

 

(2) 1Die für das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem Zulassungs- und Prü-

fungsausschuss unverzüglich (spätestens 2 Wochen nach dem jeweiligen Prüfungstermin) 

schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 2Bei Krankheit ist dem Zulassungs- 

und Prüfungsausschuss ein ärztliches Attest vorzulegen. 3Der Zulassungs- und Prüfungs-

ausschuss kann bei Krankheit die Vorlage eines Attests eines/einer vom Zulassungs- und 

Prüfungsausschuss benannten Arztes/Ärztin verlangen. 4Erkennt der Zulassungs- und Prü-

fungsausschuss die Gründe an, wird dies dem Prüfungskandidaten/der Prüfungskandida-

tin mitgeteilt und ein neuer Termin festgesetzt. 
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(3) 1Versucht der/die Kandidat/in, das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch Täuschung oder 

durch Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, gilt die betreffende Prü-

fungsleistung als mit „non rite“ (5,0) bewertet. 2Die Feststellung wird von den jeweilig prü-

fenden oder Aufsicht führenden Personen getroffen und aktenkundig gemacht. 3Im Wieder-

holungsfall kann der Zulassungs- und Prüfungsausschuss die gesamte Masterprüfung als 

für nicht bestanden erklären. 

 

(4) 1Wer den ordnungsgemäßen Ablauf einer Prüfung stört, kann durch die jeweils prüfenden 

oder Aufsicht führenden Personen – in der Regel nach Abmahnung – von der Fortsetzung 

der Prüfungsleistung ausgeschlossen werden. 2Die betreffende Prüfungsaufgabe gilt in 

diesem Fall als mit „non rite“ (5,0) bewertet. 3In schwerwiegenden Fällen kann der Zulas-

sungs- und Prüfungsausschuss die gesamte Modulprüfung für nicht bestanden erklären. 
4Die Gründe für den Ausschluss sind aktenkundig zu machen. 

 

 

§ 18 

Gesamtnote 

(1) 1Aus den einzelnen Leistungen der Prüfungen und der Masterarbeit wird eine Gesamtnote 

gebildet. 2In diese Gesamtnote gehen die acht Klausuren mit insgesamt 60 von Hundert, 

das Kurzgutachten mit 10 von Hundert und das Ergebnis der Masterarbeit mit 30 von Hun-

dert ein. 

 

(2) Die Gesamtnote errechnet sich daher nach folgendem Verfahren: 

1. Das arithmetische Mittel der acht Klausuren wird errechnet. 

2. Der errechnete Wert wird mit dem Faktor 0,6 multipliziert. 

3. Die Note des Kurzgutachtens wird mit dem Faktor 0,1 multipliziert. 

4. Die Note der Masterarbeit wird mit dem Faktor 0,3 multipliziert. 

5. Die errechneten Werte für die Klausuren, das Kurzgutachten und die Masterarbeit 

werden addiert und der ermittelte Wert nach der ersten Dezimalstelle hinter dem 

Komma ohne vorherige Rundung abgeschnitten. 

6. Das nunmehr ermittelte Ergebnis ergibt folgende Noten: 

 bis 1,5   summa cum laude 

 1,6 – 2,5  magna cum laude 

 2,6 – 3,5  cum laude 

 3,6 – 4,0  rite 
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(3) 1Zusätzlich zur Gesamtnote gemäß Abs. 2 wird eine relative Note ausgewiesen. 2Diese gibt 

die Position der individuellen Abschlussnote des/der Studierenden innerhalb des Studien-

gangs in Form eines Rankings an und soll helfen, die Vergleichbarkeit von Prüfungsleistun-

gen im internationalen Kontext zu erhöhen. 3Die relative Note wird in Anlehnung an den im 

ECTS Users´ Guide vorgeschlagenen „grading table“ ausgewiesen und bildet die Notenver-

teilung innerhalb des Studiengangs ab. 

 

(4) Über eine nicht bestandene Prüfung erteilt der Zulassungs- und Prüfungsausschuss einen 

schriftlichen Bescheid, der mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen ist. 

 

 

§ 19 

Ungültigkeit der Prüfung 

(1) Täuscht der Prüfling bei einer Prüfung und wird das erst nach Erhalt des Prü-

fungszeugnisses bekannt, so kann der Zulassungs- und Prüfungsausschuss nachträglich 

die Prüfung ganz oder teilweise für nicht bestanden erklären. 

 

(2) Dem/Der Betroffenen ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 

 

(3) 1Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. 2Eine 

Entscheidung nach Abs. 1 ist nach einer Frist von fünf Jahren ab dem Datum des Prüfungs-

zeugnisses ausgeschlossen. 

 

 

§ 20 

Abschlusszeugnis, Urkunde und Diploma Supplement 

(1) 1Über die aus den einzelnen Modulprüfungen und der Masterarbeit bestehende Gesamtno-

te wird ein Zeugnis ausgestellt. 2Das Zeugnis ist von dem/der Vorsitzenden des Zulas-

sungs- und Prüfungsausschusses zu unterschreiben. 

 

(2) 1Nach erfolgreicher Masterprüfung erhält der/die Absolvent/in eine Urkunde, mit der die 

Rechtswissenschaftliche Fakultät den Hochschulgrad nach § 7 der Prüfungsordnung ver-

leiht. 2Die Aushändigung der Urkunde berechtigt den/die Empfänger/in zur Führung des 

genannten Hochschulgrades. 3Die Urkunde wird gesiegelt und von dem/der Dekan/in der 

Rechtswissenschaftlichen Fakultät unterzeichnet. 
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(3) 1Mit der Urkunde erhalten die Absolventen/Absolventinnen ein Diploma Supplement. 
2Dieses wird nach Maßgabe der von der Hochschulrektorenkonferenz herausgegebenen 

Empfehlungen erstellt. 

 

 

§ 21 

Einsicht in die Prüfungsunterlagen 

(1) 1Dem Kandidaten/der Kandidatin wird Einsicht in seine/ihre schriftlichen Prüfungsleistun-

gen gewährt. 2Das Recht auf Einsichtnahme bestimmt sich nach den Regelungen des Ver-

waltungsverfahrensgesetzes NRW. 

 

(2) 1Einsicht in die Prüfungsakten muss binnen eines Monats nach Aushändigung des Master-

zeugnisses bzw. der beglaubigten Abschrift des Abschlusszeugnisses genommen werden. 
2Die Einsichtnahme erfolgt in den Büroräumen der JurGrad gGmbH während der Geschäfts-

zeiten. 3Der Zeitpunkt der Einsichtnahme wird dokumentiert. 4Eine etwaige Remonstration 

muss binnen zwei Wochen nach Einsichtnahme in die Prüfungsakten eingegangen sein. 

 

 

 

3. Abschnitt: Schlussbestimmungen 

§ 22 

Aberkennung des akademischen Grades 

(1) 1Der akademische Grad kann aberkannt werden, wenn sich nachträglich herausstellt, dass 

er durch Täuschung erworben worden ist oder wenn wesentliche Voraussetzungen für die 

Verleihung irrtümlich als gegeben angesehen worden sind. 2Eine Aberkennung des akade-

mischen Grades nach Ablauf einer Frist von fünf Jahren ab dem Datum des Prüfungszeug-

nisses ist ausgeschlossen. 

 

(2) Über die Aberkennung entscheidet der Zulassungs- und Prüfungsausschuss. 

 

 

§ 23 

Inkrafttreten 

Diese Prüfungsordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den „Amtlichen Bekanntma-

chungen“ der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster in Kraft und gilt für alle Studierenden, 

die ab dem Wintersemester 2013/14 mit dem Studium beginnen. 
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Ausgefertigt auf Grund des Beschlusses des Fachbereichsrats der Rechtswissenschaftlichen Fa-

kultät (Fachbereich 03) vom 03.12.2013. 

 

Münster, den 20.01.2014 Die Rektorin 

 

 Prof. Dr. Ursula Nelles 

 

 

 

 

Die vorstehende Ordnung wird gemäß der Ordnung der Westfälischen Wilhelms-Universität über 

die Verkündung von Ordnungen, die Veröffentlichung von Beschlüssen sowie Bekanntmachun-

gen von Satzungen vom 08.02.1991 (AB Uni 91/1), zuletzt geändert am 23.12.1998 (AB Uni 99/4), 

hiermit verkündet. 

 

Münster, den 20.01.2014 Die Rektorin 

 

 Prof. Dr. Ursula Nelles 
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A N H A N G: S T U D I E N V E R L A U F S P L A N 

 

Der Masterstudiengang „Wirtschaftsrecht & Restrukturierung“ hat einen Umfang von 481 Unter-

richtsstunden (US) verteilt auf drei Semester. In neunzehn Blockveranstaltungen werden insge-

samt acht Pflichtmodule behandelt. Im vierten Semester die Masterarbeit geschrieben. 

 

 

Modul Term Inhalt US ECTS 

1 1 
Einführungsveranstaltungen; Einführung in das Steuer-
recht; Personengesellschaften und mittelbare Unter-
nehmensbeteiligungen 

49 4 

2 

2 Kapitalgesellschaften: GmbH I 25 

6 
3 Kapitalgesellschaften: GmbH II 23 
4 Kapitalgesellschaften: AG I  20 
5 Kapitalgesellschaften: AG II/KGaA  23 

3 
6 Internationales und Europäisches Gesellschaftsrecht  20 

5 
7 Wirtschaftsstrafrecht; Grundlagen des Vergaberechts  25 

4 
8 

Grundlagen des Konzernrechts; Grundlagen des Kapi-
talmarktrechts; Grundlagen des Europäischen und 
Deutschen Kartellrechts 

30 
5 

9 Arbeitsrecht  20 

5 

10 Einkommensbesteuerung; Buchführung und Bilanz  25 

5 
11 

Grundlagen der Umsatzsteuer; Besteuerung von Perso-
nengesellschaften; Besteuerung von Körperschaften; 
Gewerbesteuerrecht 

30 

6 
12 

Finanzierung: Kredit und Kreditbesicherung; Besteue-
rungsverfahren; Besteuerungsverfahren grenzüber-
schreitender wirtschaftlicher Tätigkeit 

25 
5 

13 
Internationale Rechnungslegung; Konzernrechnungsle-
gung 

30 

7 

14 Grundlagen des Insolvenzrechts 23 

6 
15 

Drittrechte/Sicherheiten; Anfechtungsrecht; Insolvenz-
arbeitsrecht; Verwertung unbeweglichen Vermö-
gens/Zwangsverwaltung 

25 

16 
Insolvenzplanverfahren, Unternehmensveräußerung; 
Internationales Insolvenzrecht; Steuern und Insolvenz 

20 

17 Kauf und Restrukturierung von Unternehmen 23 

8 
18 

Materielles Umwandlungsrecht; Umwandlungssteuer-
recht 

20 
4 

19 
Unternehmensnachfolge im Zivil- und Steuerrecht; Ge-
sellschafts- und steuerrechtliche Strukturierung 

25 

  Masterarbeit  20 

  Gesamt 481 60 
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____________________________________________________ 

 

Z U G A N G S- U N D 

Z U L A S S U N G S O R D N U N G 

für den Masterstudiengang 

„Arbeitsrecht“ 

an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster 

in der Fassung vom 20. Januar 2014 

 

Die Rechtswissenschaftliche Fakultät der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster hat auf der 

Grundlage von § 4 der Prüfungsordnung für den Masterstudiengang „Arbeitsrecht“ nachfolgende 

Zugangs- und Zulassungsordnung erlassen. 

 

 

Inhalt: 

 

 

§ 1  Inhalt und Anwendungsbereich 

§ 2 Zulassungs- und Prüfungsausschuss 

§ 3  Zugangsvoraussetzungen 

§ 4  Anrechnung beruflicher Qualifikationsleistungen 

§ 5  Anmeldung  

§ 6 Zulassung 

§ 7 Täuschung 

§ 8 Inkrafttreten 
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§ 1 

Inhalt und Anwendungsbereich 

Diese Zugangs- und Zulassungsordnung regelt die Zulassung der Bewerber/innen zum Master-

studiengang „Arbeitsrecht“ an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster (WWU). 

 

 

§ 2 

Zulassungs- und Prüfungsausschuss 

Über den Zugang (§§ 3 bis 5) der Bewerber/innen entscheidet der Zulassungs- und Prüfungsaus-

schuss im Sinne des § 9 der Prüfungsordnung für den Masterstudiengang „Arbeitsrecht“. 

 

 

§ 3 

Zugangsvoraussetzungen 

(1) Zum Masterstudiengang „Arbeitsrecht“ kann zugelassen werden, wer 

1. das Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife, einer einschlägigen fachgebundenen 

Hochschulreife oder einer durch Rechtsvorschrift oder von der zuständigen staatli-

chen Stelle als gleichwertig anerkannten Hochschulzugangsberechtigung besitzt und 

2. einen rechts- oder wirtschaftswissenschaftlichen Studiengang an einer deutschen 

Hochschule mit einem Staatsexamen, einer Diplom-, Master- oder Bachelorprüfung 

erfolgreich abgeschlossen und im Rahmen dieses Studiengangs 240 ECTS-Punkte 

erworben hat, wobei bis zu 60 ECTS-Punkte unter den in § 4 angeführten Vorausset-

zungen aufgrund beruflicher Qualifikationsleistungen angerechnet werden können, 

und 

3. über einschlägige Berufserfahrung von in der Regel nicht unter einem Jahr verfügt. 

 

(2) 1Die Bewerber/innen müssen ihr Erststudium mindestens mit der Note „gut“ und mindes-

tens mit der ECTS-Note „B“ abgeschlossen haben bzw. zu den besten 35 % der Absolven-

tinnen/Absolventen (grading table) zählen. 2Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss kann 

Ausnahmen zulassen. 

 

(3) 1Bewerber/innen ohne rechtswissenschaftliches Erststudium müssen über juristische 

Grundkenntnisse verfügen und diese nachweisen. 2Als Nachweis eignen sich insbesondere 

der im Rahmen des Erststudiums abgelegte allgemeine Zivilrechtschein oder andere absol-
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vierte Prüfungen mit rechtlichem Bezug. 3Über das Vorhandensein der erforderlichen 

Kenntnisse entscheidet der Zulassungs- und Prüfungsausschuss im Einzelfall. 

 

(4) 1Den Hochschulabschlüssen gemäß Abs. 1 Nr. 2 stehen vergleichbare Abschlüsse an einer 

ausländischen Hochschule gleich. 2Bei der Feststellung der Vergleichbarkeit sind die von 

der Kultusministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz gebilligten 

Äquivalenzvereinbarungen zu beachten. 

 

(5) 1Bewerber/innen, die ihre Studienqualifikation im Sinne des Abs. 1 Nr. 1 oder 2 nicht an 

einer deutschsprachigen Einrichtung erworben haben, müssen nachweisen, dass sie die 

deutsche Sprache in Wort und Schrift hinreichend beherrschen (§ 49 Abs. 13 HG NRW). 
2Weitere Einzelheiten regelt die Ordnung für die Deutsche Sprachprüfung für den Hoch-

schulzugang ausländischer Studienbewerber/innen an der Westfälischen Wilhelms-

Universität Münster (DSH 2). 

 

(6) Die Voraussetzungen gemäß Abs. 1 bis 5 werden durch Vorlage der entsprechenden Zeug-

nisse nachgewiesen. 

 

 

§ 4 

Anrechnung beruflicher Qualifikationsleistungen 

(1) Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss kann für Qualifikationsleistungen, die von ei-

nem/einer Bewerber/in in seiner/ihrer vorangehenden beruflichen Praxis erbracht worden 

sind, bis zu 60 ECTS-Punkte auf die in § 3 Abs. 1 Nr. 2 geforderten ECTS Punkte anrechnen. 

 

(2) Diese Qualifikationsleistungen müssen mit den Lernzielen des Studiengangs in Zusam-

menhang stehen und sind schriftlich nachzuweisen. 

 

(3) Als Qualifikationsleistungen anrechenbar sind insbesondere 

 

(a) theoretisches Fachwissen, nachgewiesen durch absolvierte Fort- und Weiterbildun-

gen im Bereich des Arbeitsrechts und der Personalarbeit. Außerdem können akade-

mische Leistungen, wie eine Promotion im rechts- oder wirtschaftswissenschaftli-

chen Bereich oder berufsbegleitend absolvierte Prüfungen (z.B. Fachanwaltschaft) 

angerechnet werden. 
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(b) praktisches Fachwissen, nachgewiesen durch einschlägige Tätigkeiten mit Bezug 

zum Studiengang. Die Einschlägigkeit der Tätigkeit ist insbesondere anzunehmen, 

wenn diese bei einem Fachanwalt für Arbeitsrecht oder in Kanzleien mit arbeitsrecht-

lichem Schwerpunkt ausgeübt wurde. Auch eine Tätigkeit in Unternehmen kann als 

einschlägig angesehen werden, wenn der Bewerber in der Personalabteilung tätig ist 

bzw. in der Rechtsabteilung mit personalrechtlichen Fragestellungen in Berührung 

gekommen ist. Absolvierte Praktika oder Berufsausbildungen können zu Teilen ange-

rechnet werden, wenn sie inhaltlichen Bezug zum Studiengang aufweisen. 
 

(4) Die Anrechnungsvoraussetzungen sind in jedem Einzelfall individuell festzustellen; eine 

pauschale Anrechnung von Berufserfahrung findet nicht statt. 

 

(5) 1Die nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 erforderliche einjährige Berufserfahrung kann für die Anrechnung 

von ECTS-Punkten nicht berücksichtigt werden, sondern muss zusätzlich erfüllt sein. 2Eine 

doppelte Anrechnung findet nicht statt. 

 

§ 5 

Anmeldung  

(1) Im Falle des Vorliegens der Zugangsvoraussetzungen erfolgt die Zulassung zu den 40 vor-

handenen Studienplätzen nach Eingang der vollständigen Bewerbungsunterlagen (Priori-

tätsprinzip). 

 

(2) Die Anmeldung hat auf dem von der JurGrad gGmbH vorgesehenen Formular zu erfolgen. 

 

(3) Der Anmeldung sind beizufügen: 

- eine beglaubigte Abschrift des Hochschulabschlusses  

- eine Darstellung des bisherigen Werdeganges  

- Sprachnachweis im Falle des § 3 Abs. 4 

 

 

§ 6 

Zulassung 

(1) Die Zulassung erfolgt durch einen vom Zulassungs- und Prüfungsausschuss erteilten Zu-

lassungsbescheid. 
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(2) Bewerberinnen/Bewerber, die nicht zum Studium zugelassen werden, erhalten einen Ab-

lehnungsbescheid, der zu begründen ist. 

 

 

§ 7 

Täuschung 

(1) 1Hat eine Bewerberin/ein Bewerber in dem Zugangs- bzw. Zulassungsverfahren getäuscht 

oder falsche oder gefälschte Unterlagen nach § 2 und § 3 eingereicht und wird diese Tatsa-

che erst nach der Zulassung bekannt, wird die Zulassung zurückgenommen. 2Die Rück-

nahme ist nur innerhalb von zwei Jahren nach Bekanntgabe möglich. 

 

(2) 1Belastende Entscheidungen sind der Bewerberin/dem Bewerber unverzüglich mitzuteilen, 

zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 2Vor der Entscheidung 

ist der Bewerberin/dem Bewerber Gelegenheit zu geben, gehört zu werden. 

 

 

§ 8 

Inkrafttreten 

Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen 

der Westfälischen Wilhelms-Universität in Kraft. 
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Ausgefertigt auf Grund des Beschlusses des Fachbereichsrats der Rechtswissenschaftlichen Fa-
kultät (Fachbereich 03) vom 03.12.2013. 
 
Münster, den 20.01.2014 Die Rektorin 

 
 Prof. Dr. Ursula Nelles 
 
 
 

 
Die vorstehende Ordnung wird gemäß der Ordnung der Westfälischen Wilhelms-Universität über 
die Verkündung von Ordnungen, die Veröffentlichung von Beschlüssen sowie Bekanntmachun-
gen von Satzungen vom 08.02.1991 (AB Uni 91/1), zuletzt geändert am 23.12.1998 (AB Uni 
99/4), hiermit verkündet. 
 
Münster, den 10.01.2014 Die Rektorin 

 
 Prof. Dr. Ursula Nelles 
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P R Ü F U N G S O R D N U N G 

für den Masterstudiengang 

„Arbeitsrecht“ 

an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster 

in der Fassung vom  

20. Januar 2014 

 

 

Aufgrund des § 2 Abs. 4, des § 62 Abs. 3 und des § 64 des Hochschulgesetzes NRW (HG) in der Fassung 

des Hochschulfreiheitsgesetzes (HFG) vom 31. Oktober 2006 (GV. NRW vom 16. November 2006, S. 474), 

zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 3. Dezember 2013 (GV. NRW vom 11. Dezember 2013, 

S. 723), hat die Westfälische Wilhelms-Universität Münster folgende Prüfungsordnung erlassen: 

 

Inhalt: 

 

 

1. Abschnitt: Allgemeines  

§ 1  Inhalt und Anwendungsbereich 

§ 2  Ziel des Studiengangs  

§ 3 Dauer und Aufbau des Studiengangs 

§ 4 Zugangs- und Zulassungsvoraussetzungen 

§ 5 Anrechnung beruflicher Qualifikationsleistungen 

§ 6 Anrechnung von Studien- und Prüfungsleistungen 

§ 7 Hochschulgrad 

§ 8  Voraussetzungen für das Bestehen der Masterprüfung 

§ 9  Zulassungs- und Prüfungsausschuss 

§ 10  Executive Board 
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2. Abschnitt: Prüfungen 

§ 11  Prüfungen 

§ 12  Ziel, Umfang und Form der Modulprüfungen 

§ 13  Prüfer/innen 

§ 14 Bewertung von Prüfungsleistungen 

§ 15 Masterarbeit 

§ 16 Wiederholung von Prüfungsleistungen 

§ 17 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 

§ 18 Gesamtnote 

§ 19 Ungültigkeit der Prüfung 

§ 20 Abschlusszeugnis, Urkunde und Diploma Supplement 

§ 21 Einsicht in die Prüfungsunterlagen 

 

 

3. Abschnitt: Schlussbestimmungen 

§ 22  Aberkennung des akademischen Grades 

§ 23 Inkrafttreten 

 

 

A N H A N G:  Studienverlaufsplan 
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1. Abschnitt: Allgemeines 

§ 1 

Inhalt und Anwendungsbereich  

(1) Die Prüfungsordnung gilt für den weiterbildenden Masterstudiengang „Arbeitsrecht“ an der Westfä-

lischen Wilhelms-Universität Münster (WWU). 

 

(2) Die Prüfungsordnung regelt Inhalt, Aufbau und Prüfungen dieses Masterstudiengangs. 

 

 

§ 2 

Ziel des Studiengangs 

(1) 1Der Studiengang „Arbeitsrecht“ ist ein weiterbildender Masterstudiengang an der Westfälischen 

Wilhelms-Universität Münster. 2Er wird von der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Westfälischen 

Wilhelms-Universität angeboten. 

 

(2) 1Der Studiengang verfolgt das Ziel, Studierenden, die bereits einen ersten berufsqualifizierenden 

Abschluss an einer Hochschule erworben und Erfahrungen in einer beruflichen Tätigkeit gewonnen 

haben, vertiefte Kenntnisse auf dem Gebiet des Arbeitsrechts zu vermitteln. 2Die Lehrveranstaltun-

gen sollen wissenschaftlich und zugleich praxisorientiert gestaltet werden. 3Dieses Veranstaltungs-

angebot soll die Absolventen/innen für eine hoch qualifizierte Tätigkeit in einem beratenden Beruf 

im Bereich des Arbeitsrechts befähigen. 4Geschult werden die Entwicklung des rechtsmethodischen 

und strategischen Denkvermögens und die dazu erforderlichen Umsetzungsfähigkeiten. 5Zudem sol-

len die Teilnehmer/innen rechtliche Kenntnisse erwerben, die für eine Beratertätigkeit erforderlich 

sind. 6Behandelt werden darüber hinaus die entsprechenden Schnittstellen anderer Spezialgebiete 

sowie internationale Besonderheiten, welche für eine optimale Beratung unerlässlich sind. 

 

 

§ 3 

Dauer und Aufbau des Studiengangs 

(1) 1Die Regelstudienzeit im Studiengang „Arbeitsrecht“ einschließlich der Zeiten für die Anfertigung der 

Masterarbeit sowie für die Ablegung der Prüfungen umfasst vier Semester. 2Geht eine Teilnehmerin 

in Mutterschutzzeit oder beansprucht ein/e Teilnehmer/in Elternzeit, so werden alle in dieser Prü-

fungsordnung genannten Fristen und Termine um die für Mutterschutz und Elternzeit gesetzlich vor-

gesehene Dauer hinausgeschoben. 

 

(2) Die Studiendauer soll insgesamt vier Jahre nicht überschreiten. 
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(3) Der Studiengang beginnt jährlich zum Sommersemester. 

 

(4) 1Das Studium wird in Form von sechzehn Blockveranstaltungen durchgeführt, die insgesamt 420 

Unterrichtsstunden umfassen. 2Diese sind nach Maßgabe des Studienverlaufsplans zu neun Modu-

len zusammengefasst. 3Jedes Modul wird mit einer Prüfung gemäß §§ 11 ff. dieser Prüfungsordnung 

abgeschlossen. 

 

(5) Die Arbeitsbelastung ist ausgelegt für Studierende, die das Studium berufsbegleitend absolvieren. 

 

(6) 1Der Studienaufwand wird durch das European Credit Transfer and Accumulation System (ECTS) kon-

tingentiert. 2Die Vergabe von ECTS-Punkten ist an den Nachweis von Leistungen geknüpft, der durch 

die Prüfungen und die Abschlussarbeit zu führen ist. 3Insgesamt erreichen die Studierenden im 

Rahmen des Studienprogramms 60 ECTS-Punkte. 

 

(7) 1Inhalt und Ablauf des Studiums ergeben sich aus dem Studienverlaufsplan, der dieser Prüfungs-

ordnung als Empfehlung für einen sachgerechten Ablauf des Studiums beigefügt ist. 2Der Studien-

verlaufsplan stellt einen zeitlich und inhaltlich zweckmäßigen Aufbau des Studiums dar. 3Er ermög-

licht ein ordnungsgemäßes Studium innerhalb der vorgesehenen Studienzeiten. 4Dazu macht er de-

taillierte Angaben über die Lehrveranstaltungen und über die zeitliche Organisation des Studiums. 
5Der Studienverlaufsplan muss nicht zwingend eingehalten werden. 

 

(8) 1Alle Lehrveranstaltungen sind darauf ausgerichtet, dass die vermittelten Kenntnisse und Fähigkei-

ten durch das Selbststudium der Studierenden anhand der in den einzelnen Blockveranstaltungen 

bekannt gegebenen Literatur erweitert und vertieft werden. 2Neben den 420 Unterrichtsstunden, die 

vornehmlich in Form von Vorlesungen abgehalten werden, erarbeiten die Studierenden auf der 

Grundlage von Lehrmaterialien selbst die weiteren Studieninhalte. 

 

 

§ 4 

Zugangs- und Zulassungsvoraussetzungen 

Der Zugang zum Studiengang richtet sich nach der Zugangs- und Zulassungsordnung für den Masterstudi-

engang „Arbeitsrecht“ in der jeweiligen aktuellen Fassung. 
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§ 5 

Anrechnung beruflicher Qualifikationsleistungen 

Die Anrechnung beruflicher Qualifikationsleistungen zum Studiengang richtet sich nach der Zugangs- und 

Zulassungsordnung für den Masterstudiengang „Arbeitsrecht“ in der jeweiligen aktuellen Fassung. 

 

 

§ 6 

Anrechnung von Studien- und Prüfungsleistungen 

(1) 1Studienzeiten und in diesem Zusammenhang bestandene, nicht-bestandene oder erbrachte Leis-

tungen (Studien- und Prüfungsleistungen), die in dem gleichen Studiengang an anderen Hochschu-

len im Geltungsbereich des Grundgesetzes erbracht wurden, werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung 

von Amts wegen angerechnet. 2Als Studienzeit ist jeder Bestandteil eines Hochschulprogramms an-

zusehen, der beurteilt und für den ein Nachweis ausgestellt wurde und der, obwohl er allein kein 

vollständiges Studienprogramm darstellt, einen erheblichen Erwerb von Kenntnissen oder Fähigkei-

ten mit sich bringt. 

 

(2) 1Studienzeiten und in diesem Zusammenhang bestandene, nicht-bestandene oder erbrachte Leis-

tungen, die in anderen Studiengängen an der Westfälischen Wilhelms-Universität oder an anderen 

Hochschulen erbracht wurden und nicht unter Absatz 1 fallen, werden von Amts wegen angerechnet, 

es sei denn, dass wesentliche Unterschiede festgestellt werden und die Studienzeiten und in die-

sem Zusammenhang bestandene, nicht-bestandene oder erbrachte Leistungen nicht gleichwertig 

sind. 2Studienzeiten und in diesem Zusammenhang bestandene, nicht-bestandene oder erbrachte 

Leistungen sind gleichwertig, wenn sie in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen denjenigen des 

studierten Studiengangs im Wesentlichen entsprechen. 3Dabei ist kein schematischer Vergleich, 

sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung vorzunehmen. 4Für die Gleichwertigkeit 

von Studien- und Prüfungsleistungen an ausländischen Hochschulen sind die von der Kultusminis-

terkonferenz und der Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen maßge-

bend. 5Im Übrigen kann bei Zweifeln an der Gleichwertigkeit die Zentralstelle für ausländisches Bil-

dungswesen gehört werden. 

 

(3) Für die Anrechnung von Studien- und Prüfungsleistungen, die in staatlich anerkannten Fernstudien, 

in vom Land Nordrhein-Westfalen mit den anderen Ländern oder dem Bund entwickelten Fernstudi-

eneinheiten, an staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademien oder in einem weiterbil-

denden Studium gemäß § 62 HG erbracht worden sind, gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. 

 

(4) 1Studierenden, die aufgrund einer Einstufungsprüfung berechtigt sind, das Studium in einem höhe-

ren Fachsemester aufzunehmen, werden die in der Einstufungsprüfung nachgewiesenen Kenntnisse 

146



und Fähigkeiten auf die Studien- und Prüfungsleistungen angerechnet. 2Die Feststellungen im Zeug-

nis über die Einstufungsprüfung sind für den Zulassungs- und Prüfungsausschuss bindend. 

 

(5) Auf Antrag können sonstige Kenntnisse und Qualifikationen auf der Grundlage vorgelegter Unterla-

gen angerechnet werden. 

 

(6) 1Werden Leistungen auf Prüfungsleistungen angerechnet, sind ggfs. die Noten – soweit die Noten-

systeme vergleichbar sind – zu übernehmen und in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. 
2Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden“ aufgenommen. 3Die Anrech-

nung wird im Zeugnis gekennzeichnet. 4Führt die Anerkennung von Leistungen, die unter unver-

gleichbaren Notensystemen erbracht worden sind, dazu, dass eine Modulnote nicht gebildet wer-

den kann, so wird dieses Modul nicht in die Berechnung der Gesamtnote mit einbezogen. 5Die oder 

der Studierende hat die für die Anrechnung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 

 

(7) 1Die für die Anrechnung erforderlichen Unterlagen sind von den Studierenden einzureichen. 2Die 

Unterlagen müssen Aussagen zu den absolvierten Studienzeiten und in diesem Zusammenhang be-

standenen, nicht-bestandenen oder erbrachten Leistungen sowie den sonstigen Kenntnissen und 

Qualifikationen enthalten, die jeweils angerechnet werden sollen. 3Bei einer Anrechnung von Studi-

enzeiten und Leistungen aus Studiengängen sind in der Regel die entsprechende Prüfungsordnung 

samt Modulbeschreibung sowie das individuelle Transcript of Records oder ein vergleichbares Do-

kument vorzulegen. 

 

(8) 1Zuständig für die Anrechnungen ist der Zulassungs- und Prüfungsausschuss. 2Vor Feststellungen 

über die Gleichwertigkeit sind die zuständigen Fachvertreterinnen/ Fachvertreter zu hören. 

 

(9) 1Die Entscheidung über Anrechnungen ist der/dem Studierenden spätestens vier Wochen nach Stel-

lung des Antrags und Einreichung aller erforderlichen Unterlagen mitzuteilen. 2Eine Ablehnung ist zu 

begründen. 

 

 

§ 7 

Hochschulgrad 

Nach erfolgreicher Absolvierung des Studiengangs verleiht die Rechtswissenschaftliche Fakultät nach 

§ 66 Abs. 1 HG NRW den staatlich anerkannten Hochschulgrad eines „Master of Laws“, abgekürzt „LL.M.“. 
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§ 8 

Voraussetzungen für das Bestehen der Masterprüfung 

1Die acht Klausuren und die Präsentationsprüfung (Workshop) müssen ebenso wie die Masterarbeit min-

destens mit der Note „rite“ (4,0) bewertet worden sein. 2Darüber hinaus muss der/die Studierende an 

mindestens 315 der 420 Unterrichtsstunden (75 %) der in den Modulbeschreibungen aufgeführten Veran-

staltungen teilgenommen haben. 

 

 

§ 9 

Zulassungs- und Prüfungsausschuss 

(1) 1Für die Organisation des Studiengangs und der Prüfungen sowie die durch diese Prüfungsordnung 

zugewiesenen Aufgaben bildet die Rechtswissenschaftliche Fakultät einen Zulassungs- und Prü-

fungsausschuss, der sich aus vier an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster tätigen Hoch-

schullehrern/Hochschullehrerinnen zusammensetzt. 2Der Vorsitzende des Executive Boards kann an 

den Sitzungen des Ausschusses beratend teilnehmen. 

 

(2) 1Die Mitglieder des Zulassungs- und Prüfungsausschusses werden vom Fachbereichsrat der 

Rechtswissenschaftlichen Fakultät für die Dauer von drei Jahren gewählt. 2Wiederwahl ist zulässig. 
3Der Ausschuss wählt seine/n Vorsitzende/n und den/die Stellvertreter/in. 

 

(3) Dem Zulassungs- und Prüfungsausschuss obliegen die ihm in dieser Ordnung zugewiesenen Aufga-

ben. 

 

(4) Die Sitzungen des Zulassungs- und Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. 

 

(5) 1Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen der Prüfungsord-

nung eingehalten werden. 2Er ist insbesondere zuständig für die Entscheidung über eingelegte Wi-

dersprüche. 3Der Ausschuss kann die Erledigung seiner Aufgaben auf die/den Vorsitzende/n über-

tragen. 

 

(6) Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss ist eine Behörde im Sinne des Verwaltungsverfahrensge-

setzes des Landes Nordrhein-Westfalen. 
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§ 10 

Executive Board 

(1) 1Das Executive Board ist ein Gremium mit beratender Funktion, das sich aus der/dem Akademischen 

Leiter/in sowie weiteren Hochschullehrerinnen/Hochschullehrern und Praktikern/Praktikerinnen zu-

sammensetzt. 2Es besteht die Möglichkeit, einen Studierenden in das Executive Board mit aufzu-

nehmen. 3Die Mitglieder des Executive Boards werden von dem/der akademischen Leiter/in des 

Studiengangs für die Dauer von drei Jahren ernannt. 4Eine Verlängerung der Amtszeit ist möglich. 
5Das Executive Board ist für die Errichtung des Studiengangs zuständig und gibt der Akademischen 

Leitung Impulse hinsichtlich der Anpassung des Studiengangs an die aktuellen Entwicklungen und 

Bedürfnisse des Marktes. 

 

(2) Insbesondere wird das Executive Board in folgenden Angelegenheiten beratend und unterstützend 

tätig: 

• bei der Akkreditierung des Studiengangs 

• bei der Pflege des Modulhandbuchs  

• bei der Prüfung der Inhalte des Studiengangs  

• bei der Auswahl der Dozenten/ Dozentinnen des Studiengangs. 

 

(3) 1Das Executive Board wählt eine/n Vorsitzende/n. 2Es kann die Erledigung seiner Aufgaben auf 

die/den Vorsitzende/n übertragen. 

 

 

 

2. Abschnitt: Prüfungen 

§ 11 

Prüfungen 

Die Prüfungen des Studiengangs gliedern sich, je nach Maßgabe der betreffenden Modulbeschreibung, in 

studienbegleitende Modulprüfungen (Klausuren und Präsentationsprüfung) und eine das Studium ab-

schließende Masterarbeit (Masterthesis). 

 

 

§ 12 

Ziel, Umfang und Form der Modulprüfungen 

(1) 1In den Blockveranstaltungen werden den Studierenden insgesamt Prüfungen in Form von acht 

Klausuren und einer Präsentationsprüfung gestellt. 2Jede der Klausuren hat einen Umfang von drei 

Zeitstunden. 3Die Vorbereitung der Präsentationsprüfung erfolgt über einen Zeitraum von vier Zeit-
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stunden in Gruppenarbeit. 4Inhalt der Prüfungen sind die in den Blockveranstaltungen behandelten 

sowie die in Heimarbeit erarbeiteten Studieninhalte. 5Inhalt und Form der Prüfungen ergeben sich 

nach Maßgabe der Modulbeschreibungen. 

 

(2) 1Ziel der Module ist es, die erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten im wissenschaft-

lichen und praktischen Umgang mit der Vielfalt der möglichen Fälle auf dem Gebiet Arbeitsrechts zu 

vermitteln. 2Diese Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten sollen in der jeweiligen Modulab-

schlussprüfung überprüft werden. 3Es soll festgestellt werden, ob der/die Prüfungskandidat/in für 

die Berufspraxis die in den jeweiligen Tätigkeitsfeldern erforderlichen Sachkenntnisse nachweist, 

die Zusammenhänge der einzelnen Lernbereiche des Studiengebietes überblickt und die Fähigkeit 

besitzt, wissenschaftliche Methoden und praktische Erfahrungen zur Problemlösung selbstständig 

anzuwenden. 4In den schriftlichen Abschlussprüfungen soll der/die Prüfungskandidat/in zudem 

nachweisen, dass er/sie in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln Themeninhalte des vo-

rangegangenen Moduls einschließlich der in Heimarbeit selbst erarbeiteten Studieninhalte be-

herrscht. 5Durch die Präsentationsprüfung wird überprüft, ob der/die Prüfungskandidat/in in der La-

ge ist, bekannte Inhalte verständlich und in angemessener Sprache sowie inhaltlich treffend darzu-

stellen. 

 

(3) Macht ein/e Prüfungskandidat/in durch ärztliches Zeugnis glaubhaft, dass er/sie wegen länger an-

dauernder oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage ist, die Prüfung ganz oder teil-

weise in der vorgesehenen Form abzulegen, so hat der/die Vorsitzende des Zulassungs- und Prü-

fungsausschusses die Bearbeitungszeit zu verlängern oder dem Kandidaten/der Kandidatin zu ge-

statten, gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. 

 

(4) Die Prüfungsanforderungen sind am Inhalt der Lehrveranstaltungen zu orientieren, die aufgrund des 

Studienverlaufsplans für das betreffende Fach vorgesehen sind. 

 

 

§ 13 

Prüfer/innen 

(1) Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss bestellt die Prüfer/innen. 

 

(2) Die Prüfer/innen sind in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig. 

 

(3) 1Prüfer/innen sind Hochschullehrerinnen/Hochschullehrer und wissenschaftliche Mitarbeiter/innen, 

die im Regelfall im Studiengang mitgewirkt haben. 2Dozenten und Dozentinnen aus der Praxis kön-

nen Prüfer/innen sein, wenn sie ein rechtswissenschaftliches oder wirtschaftswissenschaftliches 
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Studium an einer Hochschule erfolgreich mit zumindest einem Staatsexamen, einer Diplom- oder 

einer Masterprüfung abgeschlossen haben. 

 

 

§ 14 

Bewertung von Prüfungsleistungen 

(1) Die einzelnen Prüfungsleistungen werden von nach § 13 dieser Prüfungsordnung zu bestellenden 

Prüfern/Prüferinnen bewertet. 

 

(2) Für die Bewertung der Klausuren und der Präsentationsprüfung sind folgende Noten zu verwenden: 

1,0 = summa cum laude = eine hervorragende Leistung 

2,0 = magna cum laude = eine Leistung, die erheblich über den durchschnittlichen 

    Anforderungen liegt 

3,0 = cum laude  = eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen 

    entspricht 

4,0 = rite  = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den 

    Anforderungen genügt 

5,0 = non rite  = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den 

    Anforderungen nicht mehr genügt 

 

(3) Zur differenzierten Bewertung von Prüfungsleistungen im Sinne des Abs. 2 können durch Erhöhung 

oder Absenkung der einzelnen Noten um 0,3 Zwischenwerte gebildet werden; die Noten 4,3, 4,7 und 

5,3 sind dabei ausgeschlossen. 

 

(4) Eine Prüfungsleistung ist bestanden, wenn sie von den Prüfern/Prüferinnen mit mindestens „rite“ 

(4,0) bewertet worden ist. 

 

(5) Mit dem Bestehen der Prüfung erwirbt der Prüfling die dem jeweiligen Modul zugeordneten ECTS-

Punkte. 
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§ 15 

Masterarbeit 

(1) Die schriftliche Masterarbeit soll zeigen, dass der/die Prüfungskandidat/in in der Lage ist, ein 

rechtswissenschaftliches Problem aus dem Bereich des Arbeitsrechts in vorgegebener Zeit selbst-

ständig zu bearbeiten. 

 

(2) 1Die Masterarbeit wird von zwei Prüfern/Prüferinnen bewertet. 2Einer/Eine der Prüfer/innen ist zu-

gleich Betreuer/in der Masterarbeit. 

 

(3) 1Das Thema der Masterarbeit wird von dem/der Vorsitzenden des Zulassungs- und Prüfungsaus-

schusses zugeteilt. 2Die Bearbeitungszeit beträgt vier Monate. 

 

(4) Hinsichtlich der Bewertung der Masterarbeit gilt § 14 Abs. 2 bis 5 der Prüfungsordnung entspre-

chend mit der Maßgabe, dass bei einer Notendivergenz der Mittelwert gebildet wird. 

 

 

§ 16 

Wiederholung von Prüfungsleistungen 

(1) Prüfungen, die mindestens mit „rite“ (4,0) bzw. mit „bestanden“ bewertet worden sind, können 

nicht wiederholt werden. 

 

(2) 1Erstmals nicht bestandene Prüfungen (Klausuren, Präsentationsprüfung und die Masterarbeit) kön-

nen zweimal wiederholt werden. 2Wird eine Prüfungsleistung auch im zweiten Wiederholungsfall 

nicht mit mindestens „rite“ (4,0) bewertet, ist die Masterprüfung endgültig nicht bestanden. 

 

(3) Wiederholungsprüfungen, bei deren Nichtbestehen keine Wiederholungsmöglichkeit mehr besteht 

(endgültiges Nichtbestehen), müssen von zwei Prüfern/Prüferinnen im Sinne des § 13 dieser Ord-

nung abgenommen werden (§ 65 Abs. 2 HG). 

 

 

§ 17 

Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 

(1) 1Eine Prüfungsleistung gilt als mit „non rite“ (5,0) bewertet, wenn der/die Prüfungskandidat/in zu 

einem Prüfungstermin ohne triftigen Grund nicht erscheint oder nach Beginn der Prüfung ohne trifti-

gen Grund von ihr zurücktritt. 2Über die Anerkennung eines triftigen Grundes entscheidet der Zulas-

sungs- und Prüfungsausschuss. 3Dasselbe gilt, wenn eine schriftliche Prüfungsleistung nicht inner-

halb der vorgegebenen Bearbeitungszeit erbracht wird. 
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(2) 1Die für das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem Zulassungs- und Prüfungsaus-

schuss unverzüglich (spätestens 2 Wochen nach dem jeweiligen Prüfungstermin) schriftlich ange-

zeigt und glaubhaft gemacht werden. 2Bei Krankheit ist dem Zulassungs- und Prüfungsausschuss 

ein ärztliches Attest vorzulegen. 3Der Zulassungs- und Prüfungsausschuss kann bei Krankheit die 

Vorlage eines Attests eines/einer vom Zulassungs- und Prüfungsausschuss benannten Arztes/Ärztin 

verlangen. 4Erkennt der Zulassungs- und Prüfungsausschuss die Gründe an, wird dies dem Prü-

fungskandidaten/der Prüfungskandidatin mitgeteilt und ein neuer Termin festgesetzt. 

 

(3) 1Versucht der/die Kandidat/in, das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch Täuschung oder durch 

Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, gilt die betreffende Prüfungsleistung als 

mit „non rite“ (5,0) bewertet. 2Die Feststellung wird von den jeweilig prüfenden oder Aufsicht füh-

renden Personen getroffen und aktenkundig gemacht. 3Im Wiederholungsfall kann der Zulassungs- 

und Prüfungsausschuss die gesamte Masterprüfung als für nicht bestanden erklären. 

 

(4) 1Wer den ordnungsgemäßen Ablauf einer Prüfung stört, kann durch die jeweils prüfenden oder Auf-

sicht führenden Personen – in der Regel nach Abmahnung – von der Fortsetzung der Prüfungsleis-

tung ausgeschlossen werden. 2Die betreffende Prüfungsaufgabe gilt in diesem Fall als mit „non rite“ 

(5,0) bewertet. 3In schwerwiegenden Fällen kann der Zulassungs- und Prüfungsausschuss die ge-

samte Modulprüfung für nicht bestanden erklären. 4Die Gründe für den Ausschluss sind aktenkun-

dig zu machen. 

 

 

§ 18 

Gesamtnote 

(1) 1Aus den einzelnen Leistungen der Prüfungen und der Masterarbeit wird eine Gesamtnote gebildet. 
2In diese Gesamtnote gehen die acht Klausuren mit insgesamt 70 von Hundert und das Ergebnis der 

Masterarbeit mit 30 von Hundert ein. 

 

(2) Die Gesamtnote errechnet sich daher nach folgendem Verfahren: 

1. Das arithmetische Mittel der acht Klausuren wird errechnet. 

2. Der errechnete Wert wird mit dem Faktor 0,7 multipliziert. 

3. Die Note der Masterarbeit wird mit dem Faktor 0,3 multipliziert. 

4. Die errechneten Werte für die Klausuren und die Masterarbeit werden addiert und der ermittel-

te Wert nach der ersten Dezimalstelle hinter dem Komma ohne vorherige Rundung abgeschnit-

ten. 
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5. Das nunmehr ermittelte Ergebnis ergibt folgende Noten: 

bis 1,5  summa cum laude 

1,6 – 2,5  magna cum laude 

2,6 – 3,5  cum laude 

3,6 – 4,0  rite 

 

(3) 1Zusätzlich zur Gesamtnote gemäß Abs. 2 wird eine relative Note ausgewiesen. 2Diese gibt die Posi-

tion der individuellen Abschlussnote des/der Studierenden innerhalb des Studiengangs in Form ei-

nes Rankings an und soll helfen, die Vergleichbarkeit von Prüfungsleistungen im internationalen 

Kontext zu erhöhen. 3Die relative Note wird in Anlehnung an den im ECTS Users´ Guide vorgeschla-

genen „grading table“ ausgewiesen und bildet die Notenverteilung innerhalb des Studiengangs ab. 

 

(4) Über eine nicht bestandene Prüfung erteilt der Zulassungs- und Prüfungsausschuss einen schriftli-

chen Bescheid, der mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen ist. 

 

 

§ 19 

Ungültigkeit der Prüfung 

(1) Täuscht der Prüfling bei einer Prüfung und wird das erst nach Erhalt des Prüfungszeugnisses be-

kannt, so kann der Zulassungs- und Prüfungsausschuss nachträglich die Prüfung ganz oder teilwei-

se für nicht bestanden erklären. 

 

(2) Dem/Der Betroffenen ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 

 

(3) 1Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. 2Eine Entschei-

dung nach Abs. 1 ist nach einer Frist von fünf Jahren ab dem Datum des Prüfungszeugnisses ausge-

schlossen. 

 

 

§ 20 

Abschlusszeugnis, Urkunde und Diploma Supplement 

(1) 1Über die aus den einzelnen Modulprüfungen und der Masterarbeit bestehende Gesamtnote wird ein 

Zeugnis ausgestellt. 2Das Zeugnis ist von dem/der Vorsitzenden des Zulassungs- und Prüfungsaus-

schusses zu unterschreiben. 
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(2) 1Nach erfolgreicher Masterprüfung erhält der/die Absolvent/in eine Urkunde, mit der die Rechtswis-

senschaftliche Fakultät den Hochschulgrad nach § 7 der Prüfungsordnung verleiht. 2Die Aushändi-

gung der Urkunde berechtigt den/die Empfänger/in zur Führung des genannten Hochschulgrades. 
3Die Urkunde wird gesiegelt und von dem/der Dekan/in der Rechtswissenschaftlichen Fakultät un-

terzeichnet. 

 

(3) 1Mit der Urkunde erhalten die Absolventen/Absolventinnen ein Diploma Supplement. 2Dieses wird 

nach Maßgabe der von der Hochschulrektorenkonferenz herausgegebenen Empfehlungen erstellt. 

 

 

§ 21 

Einsicht in die Prüfungsunterlagen 

(1) 1Dem Kandidaten/der Kandidatin wird Einsicht in seine/ihre schriftlichen Prüfungsleistungen ge-

währt. 2Das Recht auf Einsichtnahme bestimmt sich nach den Regelungen des Verwaltungsverfah-

rensgesetzes NRW. 

 

(2) 1Einsicht in die Prüfungsakten muss binnen eines Monats nach Aushändigung des Masterzeugnis-

ses bzw. der beglaubigten Abschrift des Abschlusszeugnisses genommen werden. 2Die Einsicht-

nahme erfolgt in den Büroräumen der JurGrad gGmbH während der Geschäftszeiten. 3Der Zeitpunkt 

der Einsichtnahme wird dokumentiert. 4Eine etwaige Remonstration muss binnen zwei Wochen nach 

Einsichtnahme in die Prüfungsakten eingegangen sein. 

 

 

 

 

3. Abschnitt: Schlussbestimmungen 

§ 22 

Aberkennung des akademischen Grades 

(1) 1Der akademische Grad kann aberkannt werden, wenn sich nachträglich herausstellt, dass er durch 

Täuschung erworben worden ist oder wenn wesentliche Voraussetzungen für die Verleihung irrtüm-

lich als gegeben angesehen worden sind. 2Eine Aberkennung des akademischen Grades nach Ab-

lauf einer Frist von fünf Jahren ab dem Datum des Prüfungszeugnisses ist ausgeschlossen. 

 

(2) Über die Aberkennung entscheidet der Zulassungs- und Prüfungsausschuss. 
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§ 23 

Inkrafttreten 

Diese Prüfungsordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den „Amtlichen Bekanntmachungen“ 

der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster in Kraft und gilt für alle Studierenden, die ab dem Som-

mersemester 2014 mit dem Masterstudiengang Arbeitsrecht beginnen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Ausgefertigt auf Grund des Beschlusses des Fachbereichsrats der Rechtswissenschaftlichen Fakultät 
(Fachbereich 03) vom 03.12.2013. 
 
Münster, den 20.01.2014 Die Rektorin 

 
 Prof. Dr. Ursula Nelles 
 
 
 

 
Die vorstehende Ordnung wird gemäß der Ordnung der Westfälischen Wilhelms-Universität über die Ver-
kündung von Ordnungen, die Veröffentlichung von Beschlüssen sowie Bekanntmachungen von Satzungen 
vom 08.02.1991 (AB Uni 91/1), zuletzt geändert am 23.12.1998 (AB Uni 99/4), hiermit verkündet. 
 
Münster, den 20.01.2014 Die Rektorin 

 
 Prof. Dr. Ursula Nelles 
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A N H A N G:  S T U D I E N V E R L A U F S P L A N 

 

Modul Term Inhalt US 

1 1 

Einführungsveranstaltungen: 

- Grundlagen des Individualarbeitsrechts 

- Grundlagen des Sozialversicherungsrechts 

- Grundlagen des Steuerrechts 

50 

2 2 Kollektives Arbeitsrecht 

(Betriebsverfassungsrecht, Tarifverträge, Arbeitskampfrecht) 
25 

2 3 Begründung des Arbeits- und Berufsausbildungsvertrages 30 

3 4 Inhalt und Änderung des Arbeits- und Berufsausbildungsvertrages und 
Inhaltsveränderungen I 

20 

3 5 Inhalt und Änderung des Arbeits- und Berufsausbildungsvertrages und 
Inhaltsveränderungen II 

20 

4 6 Betriebliche Altersversorgung und besondere Entgeltformen 25 

4 7 Schutz besonderer Personengruppen // Arbeitsschutz 20 

5 8 Beendigung des Arbeits- und Berufsausbildungsvertrages 40 

5 9 Verfahrensrecht 25 

6 10 Betriebsübergang und Unternehmenskrise  25 

6 11 Atypische Arbeitsverhältnisse 25 

7 12 Besonderheiten des Arbeitsrechts bei Führungskräften // im öffentlichen 
Dienst // bei kirchlichen Trägern 

25 

7 13 Internationale Bezüge 20 

8 14 Konfliktbewältigung im Betrieb // Mediation 20 

8 15 Personalwirtschaft // Compliance 25 

8 16 Vertragsgestaltung // Workshop 15 

9 - M A S T E R A R B E I T - 

  Gesamt 420 
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